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wir können auf ein ereignisreiches Jahr 2020 
zurückblicken, das uns zusätzlich zu den Dau-
erthemen der letzten Jahre, wie dem Brexit 
und vor allem der Niedrigzinswelt, eine globa-
le Pandemie in bisher nicht gekanntem Aus-
maß bescherte. Nach dem gewaltigen Crash 
im März erholten sich die Kapitalmärkte zum 
Glück bis zum Jahresende wieder erfreulich.

Wie hat sich dies nun im Jahresabschluss 
2020 niedergeschlagen? Zunächst möchte 
ich mit der Betrachtung der Zahlen des Versi-
cherungsbetriebs beginnen. Die Zahl unserer 
aktiven Teilnehmer hat sich auch im vergange-
nen Jahr wieder erhöht, und zwar um 2,0 %. 
Die gezahlten Versorgungsabgaben haben 
im Jahr 2020 um 4,7 % auf 913,9 Mio. Euro 
zugenommen. Aus diesen beiden Werten 
können Sie ersehen, dass sich die Versor-
gungsanstalt auch im Jahr 2020 trotz Pan-
demie positiv entwickelt hat. Für die versi-
cherungsmathematische Rechnung ist die 
durchschnittliche je Teilnehmer gezahlte Ver-
sorgungsabgabe maßgebend. Daher ist es er-
freulich, dass auch dieser Wert um gute 2,4 % 
gestiegen ist. Die Zahl der Versorgungsemp-
fänger hat insgesamt um 3,3 % zugenom-
men, die der laufenden Ruhegelder um 3,6 % 
auf 19.395. Die Summe der Versorgungsleis-
tungen im Jahr 2020 betrug 716,5 Mio. Euro. 

Die Zahl derjenigen Teilnehmer, die ein hin-
ausgeschobenes Altersruhegeld beziehen, 
hat sich überproportional erhöht. Mittlerweile 
wird das hinausgeschobene Altersruhegeld 
bei den Neurenten stärker in Anspruch ge-
nommen als die vorgezogene Altersrente. 

Während sich das Ergebnis des Versiche-
rungsbetriebs, also die Umlageseite, so-
gar noch etwas besser darstellt als in den 
Vorjahren, sind im Bereich der Kapitalan-
lage deutliche Bremsspuren zu sehen. 
Verzinste sich der Deckungsstock im Jahr 
2019 noch mit 4,56 %, so ging die Ver-
zinsung im Jahr 2020 auf 1,96 % zurück. 

Was bedeuten nun diese Zahlen für uns alle 
als Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Ver-
sorgungsanstalt? Die Spielräume, mit denen 
wir die Gewinne in Form von Punktwerterhö-
hungen an alle Aktiven und Versorgungsemp-
fänger weitergeben können, bleiben weiter-
hin gering. Denn eine Punktwertdynamik kann 
dem Grunde nach nur dann entstehen, wenn 
Gewinne erwirtschaftet worden sind, die den 
Rechnungszins von 3,72 % im Jahr 2020 
und die weitere Belastung durch die jährlich 
zunehmende Lebenserwartung übersteigen. 
Dass es in diesem Jahr trotz einer vermin-
derten Verzinsung des Deckungsstocks einen 
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Überschuss zu verteilen gibt, liegt an der be-
reits erwähnten äußerst positiven Entwick-
lung der Umlageseite. Sie können hier den 
großen Vorteil unseres Mischsystems, des 
offenen Deckungsplanverfahrens, erkennen, 
welches Umlage- und Kapitalanlageelemente 
vereint und somit für eine weitergehende Di-
versifikation sorgt.

Der Verwaltungsrat hat im März wieder über 
die Gewinnverwendung entschieden. Dabei 

hat er die Sicherheitsrück-
lage von bisher 11 % auf 
nunmehr 11,5 % des De-
ckungsstocks angehoben. 
Da sich die seit Jahren 

andauernde Niedrigzinsphase mittlerweile 
als Niedrigzinswelt entpuppt, hat der Ver-
waltungsrat zudem beschlossen, den Rech-
nungszins um weitere drei Basispunkte von 
3,72 % auf 3,69 % zurückzuführen sowie den 
Punktwert zum 01.07.2021 um 0,61 % bzw. 
53 Cent auf 87,16 Euro zu erhöhen. Somit hat 
der Verwaltungsrat die unterschiedlichen Inte-
ressen auch in diesem Jahr wieder ausgewo-
gen und generationengerecht berücksichtigt. 
Welche mittel- bis langfristigen Auswirkungen 
die noch immer andauernde Pandemie haben 
wird, lässt sich aus heutiger Sicht sicherlich 
noch nicht vollständig abschätzen. 

Neben der Lage an den Kapitalmärkten, 
die seit Jahren in der Niedrigzinsphase, in-
zwischen „Niedrigzinswelt“ genannt, eine 
immer größere Herausforderung darstellt, 
wächst zunehmend auch der Druck von politi-
scher Seite. Immer mehr Parteien treten im-
mer offensiver für eine Erwerbstätigen- oder 
Bürgerversicherung ein. Dabei geht es nicht 

mehr nur um die Einbeziehung bislang nicht 
anderweitig abgesicherter Personen, viel-
mehr nimmt der politische Wille, die berufs-
ständischen Versorgungswerke abzuschaffen 
oder Ihnen zumindest den Neuzugang abzu-
schneiden, stetig zu. Eine Einbeziehung von 
uns Freiberuflern in die Deutsche Renten-
versicherung stellte indes keine Entlastung 
für das Rentensystem dar, da zusätzlichen 
Beiträgen auch zusätzliche Leistungsansprü-
che folgen würden. Dies können wir auch in 
Zahlen durch das Gutachten von Frau Profes-
sorin Windhövel für unsere Dachorganisation, 
der Arbeitsgemeinschaft berufsständischer 
Versorgungseinrichtungen, ABV, beweisen: 
Wir werden nachweisbar mindestens 4 Jah-
re älter als die Normalbevölkerung und er-
reichen zusätzlich das Rentenalter häufiger. 
Ebenso können wir mittels eines Gutachtens 
von Frau Professorin Windhövel für die sicher
nicht versorgungswerksnahe Hans-Böckler-
Stiftung beweisen, dass wir nur kurzfristig 
zwischen den Jahren 10 – 20 nach Einver-
leibung eine Entlastung und danach dauer-
haft eine Belastung wären. Diese Belastung 
müsste dann die junge Generation tragen. 
Unsere die junge Gene-
ration belastende Ein-
beziehung würde also eine 
Konterkarierung der angeb-
lichen Verbesserung der 
Nachhaltigkeit der Deutschen Rentenversi-
cherung darstellen und wäre schon gar nicht 
generationengerecht. Auch die Rürup-Kom-
mission kam bereits zu diesem Ergebnis. Will 
man als politische Entscheidung das Ren-
tenniveau und den Beitragssatz auf gleicher 
Höhe halten, kommt zur Entlastung einzig 
eine an die steigende Lebenserwartung ge-

Dynamik 
0,61 %

Renten-
politik
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koppelte Anhebung des Renteneintrittsalters 
in Frage. Das wäre auch entsprechend der 
Empfehlungen der Europäischen Kommis-
sion und des einzigen Experten, Herrn Prof. 
Börsch-Supan, aus der Rentenkommission, 
die der Deutsche Bundestag eingesetzt hat-
te. Betrachtet man zudem unsere Mitglie-
derzahlen, wären die Mitglieder der Freien 
Berufe nur ein Tropfen auf den heißen Stein. 
Unsere Beiträge reichten nicht annähernd 
aus, um die Probleme der Deutschen Renten-
versicherung zu lösen. Bereits ein Abschnei-
den des ewigen Zugangs bei den Versor-
gungswerken ohne milliardenhohe notwen-
dige versicherungsmathematisch berechnete 
Entschädigung käme dabei einer Kürzung 
von Renten und Anwartschaften, also letzt-
lich einer Enteignung gleich. Das werden wir 
auf keinen Fall kampflos hinnehmen! Es gibt 
also keine rechnerischen nachhaltigen Grün-
de für unsere Einverleibung in die Deutsche 
Rentenversicherung. Unser Finanzierungs-
system, das offene Deckungsplanverfahren, 
ist, wie die beiden anerkannten Rentenexper-
ten Prof. Börsch-Supan und Prof. Rürup, als 
Gäste unserer Vertreterversammlung unter-
strichen, das bestmögliche im Gegensatz zur 
reinen Umlagefinanzierung der Deutschen 
Rentenversicherung. Die Worte Gerechtigkeit 
und Solidarität werden von der Politik miss-
braucht, um sinnlose, da nachweislich nicht 
nachhaltige, sondern ideologische Gleichma-
cherei zu rechtfertigen. Die freien Berufe ha-
ben als Surrogat für den Ausschluss aus der 
Deutschen Rentenversicherung bei der Ade-
nauerschen Rentenreform ihre Versorgungs-
werke, seit jeher ohne staatliche Zuschüsse, 
als Selbsthilfegruppen gegründet. Durch ihre 
Steuern finanzieren sie ein Drittel der Leistun-

gen der Deutschen Rentenversicherung mit 
und sind dadurch beteiligt an der Solidarität, 
ohne, bis auf Kindererziehungszeiten, selbst 
davon zu profitieren und finanzieren zudem 
ihre eigene Längerlebigkeit auch noch selbst. 

Welche Regierungskoalition wir ab Herbst 
dieses Jahres in Berlin vorfinden werden, 
scheint noch offen. Wir können allerdings im 
Vorfeld der anstehenden Bundestagswahl in 
den Wahlprogrammen der Parteien deren Ein-
stellung zu berufsständischen Versorgungs-
werken nachlesen und uns dann überlegen, 
ob wir uns als Arzt, Zahnarzt oder Tierarzt 
für Parteien entscheiden wollen, die Versor-
gungswerke für überflüssig halten. 

Auf unserer Internetseite finden Sie unter 
„News“ Wahlprüfsteine zum Thema Alters-
versorgung auf Basis der veröffentlichten Par-
teiprogramme oder deren Entwürfen.

Zum 01.01. dieses Jahres traten die von der 
Vertreterversammlung im Oktober 2020 be-
schlossenen Satzungsän-
derungen in Kraft. Wesent-
liche Änderungen hierbei 
sind einerseits die Anhe-
bung der Höchstgrenze der 
Sicherheitsrücklage von 11 % auf 12 %, eine 
Empfehlung aus den ALM-Studien der Jahre 
2013, 2016 und 2019, sowie andererseits die 
Aufhebung der Altershöchstgrenze, ein viel-
facher Wunsch aus unserer Teilnehmerschaft 
und eine weitere Flexibilisierung des Eintritts 
in den Ruhestand. Eine Übersicht über alle 
beschlossenen Satzungsänderungen finden 
Sie wie gewohnt im hinteren Teil dieses Ver-
sorgungsbriefs. Wesentliche Themen, denen 

Satzungs-
änderungen
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im Alltag eine hohe Bedeutung zukommt, 
sind die weitere Digitalisierung der Versor-
gungsanstalt sowie das Thema ESG bzw. 
die Nachhaltigkeit in der Kapitalanlage. Die 
Nachhaltigkeit in der Kapitalanlage wird das 
Schwerpunktthema der diesjährigen Herbst-
sitzung der Vertreterversammlung sein. Im 
Rahmen der voranschreitenden Digitalisie-
rung wurde bereits Ende letzten Jahres ein 
Projekt zur Einführung eines Mitgliederpor-
tals initiiert, das im Herbst dieses Jahres pro-
duktiv gehen soll. 

Die Auswirkungen der Corona-Krise einer-
seits sowie der Niedrigzinspolitik der EZB 
andererseits werden uns noch länger beglei-
ten und fordern. Neben der Schwierigkeit, 
in der Kapitalanlage ausreichende Erträge 
zu erzielen, um unseren Rechnungszins zu 
erreichen, die Längerlebigkeit zu finanzieren 
und darüber hinaus auch noch dynamisieren 
zu können, besteht nun zusätzlich die Gefahr, 
dass pandemiebedingt, aufgrund gedämpf-
ter Berufseinkommen, auch die Umlageseite 
leiden könnte. Die Gefahren durch die große 
Politik durch die von etlichen Parteien geplan-
te bzw. gewünschte Erwerbstätigenversiche-

rung werden uns verstärkt beschäftigen. Hier 
haben Sie nach Lektüre der Wahlprüfstei-
ne Altersversorgung (www.bwva.de unter 
„News“) Einflussmöglichkeiten durch Ihre 
eigene Wahlentscheidung auf Ihre eigene Al-
tersversorgung. 

Bei aller Unsicherheit können wir aber kons-
tatieren, dass wir bisher gut durch die Krise 
gekommen sind und allen Herausforderun-
gen standgehalten haben. Die Versorgungs-
anstalt ist nach wie vor gut aufgestellt und 
hat ihre Krisenfestigkeit bewiesen. Ich werde 
meinen Teil dazu beitragen, dass dies auch in 
Zukunft so bleibt. Durch meine Wahl zur stell-
vertretenden Vorstandsvorsitzenden unserer 
Dachorganisation, der Arbeitsgemeinschaft 
berufsständischer Versorgungseinrichtungen 
(ABV), öffnen sich hierfür noch weitere Ein-
flussmöglichkeiten. 

Dr. med. dent. Eva Hemberger
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A

Bericht des Geschäftsführers über das Geschäftsjahr 2020
  Rechtsform, Aufgaben, Organe und Aufsicht

Rechtsform
Die Versorgungsanstalt wurde durch Gesetz
vom 2. August 1951 (RegBl. Württemberg-
Hohenzollern S. 83) errichtet; ihr Wirkungsbe-
reich wurde durch Gesetz vom 4. Juli 1961
(GBl. für Baden-Württemberg S. 207) auf das
ganze Land Baden-Württemberg ausgedehnt.
Sie ist eine rechtsfähige Anstalt des öffent-
lichen Rechts mit dem Sitz in Tübingen (§ 1 
des Gesetzes über die Versorgungsanstalt für 
Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte – nachfolgend
„VA-Gesetz“ genannt).

Aufgaben 
Die Versorgungsanstalt gewährt den Teil-
nehmern (Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte) 
Altersruhegeld und Ruhegeld bei Berufs-
unfähigkeit mit Kinderzuschlag sowie ihren 
Angehörigen Hinterbliebenenversorgung 
(Witwenrente, Witwerrente, Halbwaisen-
rente, Vollwaisenrente, Sterbegeld) nach den 
Bestimmungen des Gesetzes und der Sat-
zung (§ 2 VA-Gesetz).

Organe der Versorgungsanstalt 
Organe der Versorgungsanstalt sind die Ver-
treterversammlung, der Verwaltungsrat und
der Vorsitzende des Verwaltungsrats. Ihre
Ämter sind Ehrenämter (§ 3 VA-Gesetz). 

	 Die Vertreterversammlung 
Die Vertreterversammlung erlässt die Sat-
zung und die Gebührenordnung. Sie be-
schließt über den jährlichen Haushaltsplan, 
die Anerkennung der Jahresrechnung und 
die Entlastung des Verwaltungsrats und stellt 
Richtlinien für die Anlage von Vermögen auf 
(§ 4 VA-Gesetz). 

	 Der Verwaltungsrat 
Der Verwaltungsrat beschließt über alle 
Angelegenheiten der Versorgungsanstalt, 
soweit das Gesetz oder die Satzung nichts 
anderes bestimmen; Angelegenheiten, 
die der Beschlussfassung der Vertreterver-
sammlung vorbehalten sind, bereitet er vor 
(§ 5 VA-Gesetz).

	 Der Vorsitzende des Verwaltungsrats 
Der Vorsitzende des Verwaltungsrats leitet
die Verwaltung der Versorgungsanstalt und
vertritt sie gerichtlich und außergerichtlich
(§ 6 VA-Gesetz). Er führt den Titel Präsident 
der Versorgungsanstalt (§ 11 der Satzung).

Aufsicht 
Die Versorgungsanstalt untersteht der Staats-
aufsicht. Sie wird geführt vom Sozialminis-
terium Baden-Württemberg im Benehmen 
mit dem Ministerium für Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz Baden-Württemberg 
(§ 13 VA-Gesetz).
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B

  Geschäftsablauf

  Politisches und wirtschaftliches Umfeld
Das Jahr 2020 wird mit Sicherheit in die Ge-
schichte eingehen als das Jahr, in dem sich 
eine globale Pandemie, hervorgerufen durch 
das neuartige SARS-CoV-2 Virus, weltweit 
rasant ausbreitete. Diese Entwicklung brach-
te die Gesundheitssysteme vieler Länder an 
die Grenzen ihrer Belastbarkeit. Viele Staaten 
reagierten mit Grenzschließungen und der 
internationale Passagierflugverkehr kam fast 
vollständig zum Erliegen. Auch dank der viel-
fältigen Schutzmaßnahmen konnten bislang 
Todeszahlen wie bei der Spanischen Grippe 
vor etwa 100 Jahren vermieden werden.

Die wirtschaftlichen Auswirkungen für vie-
le Branchen waren enorm und es wurden 
weltweit in nie dagewesenem Umfang staat-
liche Unterstützungsprogramme aufgelegt. 
Auch die Notenbanken unterstützten diesen 
Kraftakt durch eine sehr expansive Geldpolitik. 
Infolge dessen wurde die Verschuldung mas-
siv ausgeweitet. Inwieweit diese Politik nach-
haltig erfolgreich sein wird, wird sich in den 
nächsten Jahren zeigen.

Das Voranschreiten der Digitalisierung hat 
sich durch die Ereignisse des vergangenen 
Jahres extrem beschleunigt. So verzeichne-
ten beispielsweise Onlineshopping, Homeof-
fice oder auch Videokonferenzen nie zuvor 
beobachtete Wachstumsraten. Durch diese 
Entwicklung verschärfen sich jedoch auch die 
sozialen Ungleichgewichte in vielen Ländern, 
da die Mittelschicht immer mehr unter Druck 
gerät. Die Spannungen treten durch Bewe-
gungen wie Querdenken, QAnon oder auch 
Black Lives Matter offen zutage, finden welt-
weite Verbreitung in den sozialen Medien und 
entladen sich immer häufiger in Gewalt gegen 
staatliche Institutionen.

Die Herausforderung für die Politik in den 
nächsten Jahren wird sein, glaubwürdig zu 
bleiben und durch Regulierung und Besteue-
rung von Internetkonzernen für eine möglichst 
ausgeglichene Verteilung des Wohlstandes zu 
sorgen. 

Im November wurde in den USA ein neuer 
Präsident gewählt. Hier konnte sich der demo-
kratische Herausforderer Joe Biden gegen 
Donald Trump durchsetzen, obwohl dieser mehr 
Stimmen erhielt als bei seiner letzten Wahl. 

Die Federal Reserve reagierte auf die Pande-
mie im Jahresverlauf mit weiteren Zinssen-
kungen und senkte den Leitzins auf einen 
Wert von 0,25 %. Die EZB hatte in dieser Hin-
sicht weniger Spielraum und hielt den Leitzins 
auf seinem seit dem Jahr 2016 bestehenden 
Rekordtief von 0,00 %. Auch den Einlagenzins 
der Banken beließ sie bei -0,50 %. Im Rah-
men des Pandemic Emergency Purchase Pro-
gramms (PEPP) wurden erneut Anleihekäufe 
im Umfang von nahezu zwei Billionen Euro 
beschlossen. 

An den internationalen Kapitalmärkten kam es 
vor allem aufgrund der Unsicherheiten in Bezug
auf den Pandemieverlauf zu den extremsten 
Verwerfungen seit der letzten Finanzkrise im 
Jahr 2008. Die Rentenmärkte zeigten deutli-
che Verwerfungen, vor allem bei Anleihen mit 
geringer Bonität. Der Dax verlor zwischenzeit-
lich mehr als 30 % seines Wertes.

Auch die Umlaufrendite sank weiter auf einen 
Satz von -0,50 %. Im März erreichte sie sogar 
ein neues Allzeittief von -0,83 %. Aufgrund der 
weiter sinkenden Zinsen und der sich wieder 
normalisierenden Spreads konnten viele Ren-
tenmärkte das Jahr abermals positiv abschlie-
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ßen. Der Rex-Performance Index erreichte eine 
Performance von +1,22 %. Auch mit Unter-
nehmensanleihen guter und mittlerer Boni-
tät konnte eine Wertsteigerung von 2,50 %
 generiert werden. Der Euro legte gegenüber 
dem US-Dollar im Jahresverlauf stark an Wert 
zu und verteuerte sich um 8,9 %.

Die Aktienmärkte erholten sich deutlich von 
ihren Tiefstständen und schlossen das Jahr 
überwiegend positiv ab. Zum Jahresende 
wies der DAX einen Gewinn von 3,55 % auf, 
im MDAX waren sogar 7,65 % Performan-
ce zu verzeichnen. International betrachtet 
schnitten vor allem europäische Indizes ver-
gleichsweise schlecht ab. Zu den Gewinnern 
zählten weltweit sogenannte Stay-At-Home 
Aktien. 

Auch an den Rohstoffmärkten war das Jahr 
von großen Verwerfungen geprägt. So ging 
der Ölpreis zwar nur von 61 US-Dollar auf 
49 US-Dollar zurück. Allerdings kam es im 
Verlauf des Jahres in den USA zwischenzeit-
lich sogar zu negativen Ölpreisen von bis zu 
-40 US-Dollar. Gold hingegen konnte seinen 
Aufwärtstrend weiter fortsetzen und verteu-
erte sich abermals um 24 %. Auch an den Im-
mobilienmärkten war bis auf die Hotel- und 
Einzelhandelsmärkte zum Jahresende eine 
überwiegend stabile Entwicklung zu beob-
achten. 
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Die Vertreterversammlung setzt sich in der 18. Amtsperiode (2018 bis 2022) wie folgt zusammen:  

  Vertreterversammlung 

Vorsitzender der  Vertreterversammlung 

Dr. med. Manfred Frenzel, Oberstenfeld

Stv. Vorsitzender der  Vertreterversammlung 

Dr. med. dent. Eberhard Montigel, Heilbronn

Ärzte

Dr. med. Kurt Amann, Radolfzell Bettina Henning, Ravensburg

Dr. med. Claudia Braig, Villingen-Schwenningen Dr. med. Paula Hezler-Rusch, Konstanz

Dr. med. Jürgen Braun, Mannheim Dr. med. Jürgen Kußmann, Karlsruhe

Dr. med. Hans-Otto Bürger, Vogt Prof. Dr. med. Wolfgang Linhart, Heilbronn

Dr. med. Kirsten Buttkereit-Renz, Esslingen Dr. med. Robin T. Maitra, Hemmingen

Dr. med. Katharina Caspary, Weingarten Dr. Wolfgang Miller, Leinfelden-Echterdingen

Dr. med. Jürgen de Laporte, Esslingen Dr. med. Dorothee Müller-Müll, Freudenstadt

Dr. med. Birgit Eissler, Reutlingen Dr. med. Maike Munz, Kirchheim

Dr. med. Matthias Fabian, Stuttgart PD Dr. med. Barbara Puhahn-Schmeiser, Freiburg

Prof. Dr. med. Michael Faist, Oberkirch Dr. med. Frank J. Reuther, Ulm

Dr. med. Norbert Fischer, Ulm Dr. med. Stephan Roder, Talheim

Dr. med. Roland Fressle, Freiburg Dr. med. Michael Schulze, Tübingen

Dr. med. Beatrix Früh, Karlsruhe Dr. med. Peter Tränkle, Freiburg

Dr. med. Peter Gasteiger, Schwetzingen Ullrich Waizenegger, Pforzheim

Dr. med. Stephanie Gösele, Heidelberg

Zahnärzte

Thorsten Albers, Heidelberg Dr. med. dent. Manfred Lieken, Rastatt

Dr. med. dent. Bert Bauder, Mannheim Dr. med. dent. Martin Nägele, Teningen

Dr. med. dent. Konrad Bühler, Eislingen Dr. med. dent. Peter Riedel, Waldkirch

Dr. med. dent. Sarah Bühler, Eislingen Dr. med. dent. Markus Ritschel, Freiburg

Dr. med. dent. Gerhard Cube, Stuttgart Dr. med. dent. Christian Scheytt, Ulm

Dr. med. dent. Christian Engel, Karlsruhe Dr. med. dent. Helmut Schönberg, Weinstadt

Dr. med. dent. Norbert Engel, Mühlacker Dr. med. dent. Manfred Scholz, Umkirch

(† 29.08.2020) Mandy Schramm, Denkingen

Dr. med. dent. Patrick Hartenstein, Karlsruhe Dr. med. dent. Rainer-Udo Steck, Winnenden

(ab 30.08.2020) Dr. med. dent. Bernd Stoll, Albstadt

Dr. med. dent. Eva Hemberger, Heidelberg Dr. med. dent. Torsten Tomppert, Esslingen

Dr. med. dent. Frauke Jooß, Ravensburg Dr. med. dent. Volker Werner, Hechingen

Dr. med. dent. Ulrich Jordan, Ellwangen

Tierärzte

Dr. med. vet. Bernd Biesinger, Tübingen Dr. med. vet. Bernhard Hofmeister, Biberach 

Dr. med. vet. Manuela Bröckelmann, Breisach Benjamin Klumpp, Welzheim 

Dr. med. vet. Tanja Frey, Stuttgart Dr. med. vet. Christian Kübler, Hayingen

Dr. med. vet. Michael Hartmann, Tübingen     
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Aufgrund des pandemiebedingten Lock-
downs im Frühjahr musste in der Berichtsperi-
ode die erste der beiden geplanten Sitzungen 
der Vertreterversammlung entfallen. Alle für 
den Geschäftsbetrieb benötigten Beschlüsse 
konnten jedoch ersatzweise im schriftlichen 
Verfahren eingeholt werden. Hierzu gehörten 
die Anerkennung der Jahresrechnung 2019, 
die Entlastung des Verwaltungsrats für das 
Geschäftsjahr 2019 sowie der Beschluss über 
den Haushaltsplan 2020 nebst Stellenplan.

Im Mittelpunkt der Sitzung der Vertreterver-
sammlung am 21.10.2020 standen Satzungs-
änderungen. Der von der Vertreterversamm-
lung einstimmig gefasste Änderungsbe-
schluss umfasste § 13 Abs. 4 (Aufbringung 
und Verwendung der Mittel – Sicherheitsrück-
lage), § 20 Abs. 2 (Freiwillige Teilnahme – Er-
klärungsfrist), § 21 Nr. 4 (Erlöschen der freiwil-
ligen Teilnahme – Abgabeschuld), § 25 Abs. 1 
Satz 1 (Versorgungsleistungen (Ruhegeld) 

– Altersgrenze), § 25 Abs. 6 (Versorgungsleis-
tungen (Ruhegeld) – hinausgeschobenes Al-
tersruhegeld), § 25a Abs. 2 (Versorgungsleis-
tungen (Zusatzleistungen) – Kinderzuschlag), 	
§ 27 Abs. 2 Nr. 1 (Versorgungsleistungen 
(Hinterbliebenenversorgung) – Versorgungs-
ehe), § 29 Abs. 6 (Berechnung der Versor-
gungsleistungen (Zurechnung – Abschläge 
– Zuschläge) – Hinzurechnung), § 34 (Mitwir-
kungspflichten – Erhebungsbefugnis), § 40 
(Übergangsbestimmung zu §§ 25 Abs. 4, 25a 
Abs. 2 b) und 29 Abs. 5 und 7) und § 46 Abs. 2
(Sonderbestimmung zum Versorgungsaus-
gleich – Wiederauffüllung).

Ferner ließ sich die Vertreterversammlung 
über die Ergebnisse der Asset-Liability-Stu-
die aus dem Jahr 2019 sowie durch Berichte 
der Portfolio-Manager der Versorgungsanstalt 
über die verschiedenen Assetklassen infor-
mieren.



13

  Verwaltungsrat 
Dem von der Vertreterversammlung für die 18. Amtsperiode gewählten Verwaltungsrat
(Amtszeit 2018 bis 2022) gehören an:

Aufgrund des pandemiebedingten Lock-
downs im Frühjahr musste in der Berichtspe-
riode die erste von fünf geplanten Sitzungen 
des Verwaltungsrats entfallen. Bestimmende 
Beratungsgegenstände in den vier durchge-
führten Sitzungen des Verwaltungsrats in der 
Berichtsperiode waren die versicherungsma-
thematischen Rechnungsgrundlagen, die Ver-
mögensanlage sowie Satzungsänderungen.

Jahresbericht
Im Frühjahr 2020 standen zunächst der Jah-
resbericht 2019 des Geschäftsführers, der 
Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft BANSBACH GmbH, Stuttgart, der 
Haushaltsplanentwurf 2020 nebst Stellen-
plan und die Beauftragung der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft für das Geschäftsjahr 
2020 im Vordergrund. Ferner machte der 
Verwaltungsrat von der in § 13 Abs. 4 der 

Satzung geschaffenen Möglichkeit der Be-
stimmung der Sicherheitsrücklage Gebrauch. 
Aufgrund der gestiegenen Risiken und der 
positiven Geschäftsentwicklung im Jahr 2019 
beschloss der Verwaltungsrat, die Sicher-
heitsrücklage von 10,75 % des Deckungs-
stocks auf 11 % des Deckungsstocks und 
somit auf 1,535 Mrd. EUR aufzustocken. Da 
die Belastungen der versicherungsmathema-
tischen Rechnung durch die Gewährung von 
Kinderzuschlägen und Waisenrenten nicht zu-
letzt aufgrund der satzungsmäßigen Reduzie-
rung der Bezugshöchstgrenze vom 27. auf das 
25. Lebensjahr (parallel zum Kindergeldrecht) 
abgesenkt werden konnten, war es dem Ver-
waltungsrat zudem möglich, den Rechnungs-
zins von bisher 3,84 % auf 3,72 % herabzu-
setzen. Aufgrund dieser Beschlüsse ergab 
sich eine Erhöhung des ab 01.07.2020 gelten-
den Punktwerts um 1,23 % auf 86,63 EUR.

Vorsitzende des Verwaltungsrats, Präsidentin der Versorgungsanstalt 

Dr. med. dent. Eva Hemberger, Heidelberg

Stv. Vorsitzender des Verwaltungsrats 

Dr. med. Matthias Fabian, Stuttgart

Ärzte

Dr. med. Claudia Braig, Villingen-Schwenningen Dr. med. Peter Gasteiger, Schwetzingen

Dr. med. Kirsten Buttkereit-Renz, Esslingen Dr. med. Frank J. Reuther, Ulm

Dr. med. Birgit Eissler, Reutlingen Ullrich Waizenegger, Pforzheim

Prof. Dr. med. Michael Faist, Oberkirch

Zahnärzte

Dr. med. dent. Konrad Bühler, Eislingen Dr. med. dent. Christian Scheytt, Ulm

Dr. med. dent. Manfred Lieken, Rastatt Dr. med. dent. Manfred Scholz, Umkirch

Tierärzte

Dr. med. vet. Bernd Biesinger, Tübingen Dr. med. vet. Michael Hartmann, Tübingen
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Vermögensanlage
Das Thema der Vermögensanlage bildete 
in jeder Sitzung der Berichtsperiode einen 
Schwerpunkt. In der ersten Sitzung des 
Jahres beriet der Verwaltungsrat über die 
Anlagepolitik. Er beschloss, die strategische 
Asset-Allokation unter Berücksichtigung der 
Empfehlung der im Vorjahr durchgeführten 
Asset-Liability-Studie anzupassen und legte 
diese für das Jahr 2020 auf ca. 45 % bei den 
festverzinslichen Wertpapieren, ca. 30 % bei 
den Aktien, ca. 13 % bei den Immobilien, ca. 
10 % bei den alternativen Investments sowie 
ca. 2 % bei den Geldmarktanlagen fest. 

Ferner lag dem Verwaltungsrat in jeder Sit-
zung der aktuelle Risikobericht der Stabsstel-
le „Controlling Kapitalanlage“ vor. Der Risi-
kobericht basiert auf dem von der Arbeitsge-
meinschaft berufsständischer Versorgungs-
einrichtungen e. V. (ABV) verfassten Leitfaden 
Risikomanagement. Dieser Leitfaden stellt 
eine mit den Länderaufsichtsbehörden ab-
gestimmte Mindestanforderung an das Risi-
komanagement dar, um die Vorschriften des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes, angepasst 
an die spezifischen Anforderungen der Ver-
sorgungswerke, zu erfüllen.

Der Verwaltungsrat ließ sich auch wieder 
über die Ergebnisse des zum 30.06. des Ge-
schäftsjahres durchgeführten Stresstests in-
formieren. Der Stresstest zeigte zwar, dass 
die Versorgungsanstalt weiterhin über ausrei-
chende Eigenmittel verfügt, jedoch machten 
sich die Auswirkungen der Pandemie zusätz-
lich zu den über die Jahre steigenden Aus-
wirkungen der Niedrigzinswelt in den Ergeb-
nissen der vorgegebenen Szenarien deutlich 
bemerkbar.

Der Verwaltungsrat ließ sich zudem in jeder 
Sitzung über die aktuelle Situation in der Ver-
mögensanlage berichten. In je einer Sitzung 
bildeten dabei die Anlageklassen „Festverz-
insliche Wertpapiere“, „Aktien und Beteiligun-
gen“ sowie „Direkte und indirekte Immobili-
enanlagen“ den Berichtsschwerpunkt. Ferner 
entschied der Verwaltungsrat über die Aufla-
ge eines neuen Immobilien-Masterfonds.

Der Verwaltungsrat setzte sich auch im Be-
richtszeitraum mit dem Thema Nachhaltig-
keit in der Vermögensanlage und der damit 
verbundenen ESG-Thematik intensiv ausein-
ander und ließ sich in einer Sitzung mit die-
sem Themenschwerpunkt in einem Vortrag 
von Prof. Bohl, Universität Münster, über die 
Performance von Nachhaltigkeitsfonds infor-
mieren.

Satzungsänderungen
Der Verwaltungsrat beriet in zwei Sitzungen 
des Jahres über Satzungsänderungsvorschlä-
ge. Es ging dabei um § 13 Abs. 4 Aufbringung 
und Verwendung der Mittel – Sicherheitsrück-
lage, § 20 Abs. 2 Freiwillige Teilnahme – Erklä-
rungsfrist, § 21 Nr. 4 Erlöschen der freiwilligen 
Teilnahme – Abgabeschuld, § 25 Abs. 1 Satz 1
Versorgungsleistungen (Ruhegeld) – Alters-
grenze, § 25 Abs. 6 Versorgungsleistungen 
(Ruhegeld) – hinausgeschobenes Alters-
ruhegeld, § 25a Abs. 2 Versorgungsleistun-
gen (Zusatzleistungen) – Kinderzuschlag, 
§ 27 Abs. 2 Nr. 1 Versorgungsleistungen (Hin-
terbliebenenversorgung) – Versorgungsehe, 
§ 29 Abs. 6 Berechnung der Versorgungs-
leistungen (Zurechnung – Abschläge – Zu-
schläge) – Hinzurechnung, § 40 Übergangs-
bestimmung zu §§ 25 Abs. 4, 25a Abs. 2 b) 
und 29 Abs. 5 und 7 sowie § 46 Abs. 2 Son-
derbestimmung zum Versorgungsausgleich 
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– Wiederauffüllung. Der Verwaltungsrat be-
schloss nach der dritten Lesung und abschlie-
ßender Beratung, die Satzungsänderungen 
der Vertreterversammlung zur Beschlussfas-
sung zu empfehlen.

Regularien
Als Widerspruchsbehörde nach § 14 des 
VA-Gesetzes über die Versorgungsanstalt 
entschied der Verwaltungsrat während des 
Berichtsjahres in 7 Fällen (Vorjahre: 11, 12). 
Sämtliche Widersprüche gegen die Entschei-
dungen der Verwaltung wurden zurückgewie-
sen. Gegen 4 (Vorjahre: 7, 9) Widerspruch-
sentscheidungen wurde bei den Verwaltungs-
gerichten im Berichtszeitraum Klage erhoben.

Der Verwaltungsrat beschloss zudem eine An-
passung der Richtlinien für Leistungen nach 
§§ 35, 39 und 39a der Satzung (Ermessens-
leistungen). Sonstige Beratungsgegenstände 
waren der Bericht der Verwaltung über die 
Zuschüsse zu Rehabilitationsmaßnahmen im 
Allgemeinen und bei Suchterkrankungen im 
Besonderen.

Der Verwaltungsrat informierte sich ferner 
über die jährlichen Aktionen der Verwaltung 
bezüglich der Meldung und des Nachweises 
der Berufseinkünfte bei der Abgabenerhe-
bung und der Gewährung von vorgezogenem 
Altersruhegeld mit Berufsaufgabe.

In seinen vier Sitzungen entschied der Ver-
waltungsrat im Jahr 2020 über insgesamt 
3 (Vorjahre: 16, 28) Anträge von Berufsange-
hörigen, Teilerlass von Versorgungsabgaben 
oder Ermessensleistungen zu gewähren. Al-
len Anträgen wurde entsprochen.

Standespolitik
Die Präsidentin und Mitglieder des Verwal-
tungsrats berichteten in mehreren Sitzungen 
über ihre Teilnahme an den Ständigen Kon-
ferenzen „Ärztliche Versorgungswerke“ der 
Bundesärztekammer, der Versorgungswerke 
für Zahnärzte und der Tierärzte sowie der Mit-
gliederversammlung der Arbeitsgemeinschaft 
berufsständischer Versorgungseinrichtungen 
e. V. (ABV). Die Versorgungsanstalt ist Mitglied 
der ABV. Aufgabe der ABV ist es, im Rahmen 
des gegliederten Systems der Alters- und Hin-
terbliebenenversorgung gemeinsame Inter-
essen zu wahren, zu fördern und zu vertreten. 

Die Präsidentin ist seit 2016 Vorsitzende der 
Ständigen Konferenz der Versorgungswerke 
für Zahnärzte und wurde am 20.11.2020 ein-
stimmig in diesem Amt bestätigt. 

Weiterhin ist sie seit 2016 Mitglied des Vor-
stands der ABV und wurde am 21.11.2020 
von der Mitgliederversammlung der ABV 
einstimmig zur stellvertretenden Vorsitzen-
den des Vorstandes gewählt. Somit vertritt 
die Präsidentin der Versorgungsanstalt, Frau 
Dr. Eva Hemberger, künftig sowohl in ihrer 
Funktion als Vorsitzende der Ständigen Konfe-
renz der Versorgungswerke für Zahnärzte, als 
auch als stellvertretende Vorsitzende des Vor-
standes der ABV, die Interessen für die An-
gehörigen der verkammerten Freien Berufe.

Die Präsidentin stellte der Vertreterversamm-
lung der Landesärztekammer ihren Vortrag 
zur Verfügung und hielt diesen in der Lan-
deszahnärztekammer persönlich. Zudem 
hielt sie Vorlesungen zur Berufskunde an den 
Universitäten Heidelberg, Ulm und Tübingen 
und referierte beim Fortbildungsseminar zum 
Wiedereinstieg in den Arztberuf der Bezirk-
särztekammer Nordbaden. 
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  Satzungsausschuss

Dem von der Vertreterversammlung für die 18. Amtsperiode gewählten Satzungsaus-
schuss (Amtszeit 2018 bis 2022) gehören an:

Vorsitzender des Satzungsausschusses

Dr. med. vet. Michael Hartmann, Tübingen

Stv. Vorsitzende des Satzungsausschusses

Dr. med. Stephanie Gösele, Heidelberg

Dr. med. Hans-Otto Bürger, Vogt Dr. med. dent. Frauke Jooß, Ravensburg

Dr. med. Jürgen de Laporte, Esslingen Dr. med. dent. Manfred Lieken, Rastatt

Bettina Henning, Ravensburg Dr. med. dent. Markus Ritschel, Freiburg

Dr. med. Paula Hezler-Rusch, Konstanz Mandy Schramm, Denkingen

Dr. med. Jürgen Kußmann, Karlsruhe Dr. med. dent. Rainer-Udo Steck, Winnenden

Dr. med. Robin T. Maitra, Hemmingen Dr. med. vet. Manuela Bröckelmann, Breisach

Dr. med. Barbara Schmeiser, Freiburg

Der Satzungsausschuss kam zu Beginn des 
Jahres 2020 zu einer Sitzung zusammen und 
beriet dabei über § 13 Abs. 4 Aufbringung und 
Verwendung der Mittel – Sicherheitsrücklage, 
§ 20 Abs. 2 Freiwillige Teilnahme – Erklärungs-
frist, § 21 Nr. 4 Erlöschen der freiwilligen Teil-
nahme – Abgabeschuld, § 25 Abs. 1 Satz 1 Ver-
sorgungsleistungen (Ruhegeld) – Altersgren-
ze, § 25 Abs. 6 Versorgungsleistungen (Ruhe-
geld) – hinausgeschobenes Altersruhegeld, 
§ 25a Abs. 2 Versorgungsleistungen (Zusatz-
leistungen) – Kinderzuschlag, § 27 Abs. 2 Nr. 1

Versorgungsleistungen (Hinterbliebenenver-
sorgung) – Versorgungsehe, § 29 Abs. 6 
Berechnung der Versorgungsleistungen (Zu-
rechnung – Abschläge – Zuschläge) – Hinzu-
rechnung, § 40 Übergangsbestimmung zu 
§§ 25 Abs. 4, 25a Abs. 2 b) und 29 Abs. 5 und 
7 sowie § 46 Abs. 2 Sonderbestimmung zum 
Versorgungsausgleich – Wiederauffüllung. Der 
Satzungsausschuss ließ sich dabei über die 
Hintergründe und Zusammenhänge der Sat-
zungsänderungen informieren. 

  Sachverständige
Der versicherungsmathematische Sachver-
ständige der Versorgungsanstalt, Dr. Gerhard 
May (Büro Gassner und Partner, Stuttgart), er-
rechnete gemäß § 28 Abs. 4 der Satzung den 
ab 01.07.2020 maßgebenden Punktwert mit 
86,63 EUR (+1,23 %). Der Punktwertrech-
nung wurden die „Berufsständischen Richtta-
feln nach Klaus Heubeck / ABV“ (bRT 2006 P),

erstellt vom Versicherungsmathematiker 
Prof. Dr. Heubeck, Köln, die Satzung in der ab 
01.07.2017 geltenden Fassung und der Techni-
sche Geschäftsplan in der ab 01.04.2020 gel-
tenden Fassung zugrunde gelegt. Die Versor-
gungsanstalt wendet als Finanzierungsver-
fahren das offene Deckungsplanverfahren an.
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  Verwaltung
Aufgaben
Die Verwaltung unterstützt die Organe der 
Versorgungsanstalt und deren Ausschüsse 
bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und 
führt deren Beschlüsse durch. Nach Maßga-
be des VA-Gesetzes und der Satzung wer-
den der Eintritt, das Entfallen und das Erlö-
schen der Pflichtteilnahme sowie der Eintritt 
und das Erlöschen der freiwilligen Teilnahme 
festgestellt. Bei abgabepflichtigen Teilneh-
mern werden jährlich Dauer und Höhe der 
zu leistenden Versorgungsabgaben ermittelt, 
durch Bescheid bekanntgegeben und die sat-
zungsgemäßen Zahlungen überwacht. Für 

Teilnehmer und ihre Hinterbliebenen werden 
im Versorgungsfall die Anspruchsvorausset-
zungen geprüft, die Höhe der Versorgungs-
leistungen errechnet und die fälligen Beträge 
ausgezahlt. Die dabei erforderliche Datenver-
arbeitung erfolgt nach den Vorgaben der Da-
tenschutzgrundverordnung und des Landes-
datenschutzgesetzes Baden-Württemberg; 
behördlicher Datenschutzbeauftragter ist Herr 
Wolfgang Korger. Gemäß den Richtlinien der 
Vertreterversammlung, des Verwaltungsrats 
und der Präsidentin für die Anlage von Vermö-
gen wird das Vermögen der Versorgungsan-
stalt angelegt und verwaltet.

Organisation
Die hauptamtliche Verwaltung der Versorgungsanstalt war im Geschäftsjahr 2020 wie folgt 
gegliedert:

Geschäftsführer

Direktor Winrich Kuhberg

Stv. Geschäftsführer

Dr. Carl-Heinrich Kehr, Markus Spitta

Abteilung Leiter

1 – Versorgung Claus Mietzner

2 – Direkte Immobilienanlage Martin Schäfer

3 – Festverzinsliche Wertpapiere Günter Mayer

4 – Aktien und Beteiligungen Stefan Martin

5 – Innere Dienste Christian Miller

6 – Indirekte Immobilienanlage Dr. Kaja Bader (ab 01.10.2020)
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Aus der Verwaltungstätigkeit
Im Geschäftsjahr 2020 wurden 7 (Vorjah-
re: 11, 12) Widerspruchsverfahren (verwal-
tungsgerichtliche Vorverfahren) durch Wider-
spruchsbescheid abgeschlossen. Gegen 4 
(Vorjahre: 7, 9) Widerspruchsentscheidungen 
wurde bei den Verwaltungsgerichten im Be-
richtszeitraum Klage erhoben. 

Von den bei den Verwaltungsgerichten anhän-
gigen Verfahren wurden 4 (Vorjahre: 5, 8) im 
Berichtszeitraum rechtskräftig abgeschlos-
sen. In einem Verfahren, in dem es um die 
Gewährung von Ruhegeld bei Berufsunfähig-
keit und um Leistungen aus einem Versor-
gungsausgleich ging, wurde die Klage abge-
wiesen. Bei zwei Klagen, in denen es um die 
Gewährung von Ruhegeld bei Berufsunfähig-
keit und um die Erstattung von Anwaltsko-
sten ging, wurden die Verfahren nach Erledi-
gung des Rechtsstreits eingestellt. In einem 
Verfahren, in dem es um die Überleitung von 
Versorgungsabgaben auf ein anderes Versor-
gungswerk ging, wurde die Klage zurückge-
nommen. 

Die Versorgungsanstalt war ferner an 296 
(Vorjahre: 281, 286) versorgungsausgleichs-
rechtlichen Familiengerichtsverfahren betei-
ligt.

In 7 (Vorjahre: 6, 2) Fällen erhob die Versor-
gungsanstalt gegen die Entscheidungen der 
Familiengerichte Beschwerde; die Rechtsmit-
tel hatten, soweit sie bereits im Berichtsjahr 
rechtskräftig entschieden wurden, Erfolg. Die 
Versorgungsanstalt war ferner an Rechtsmit-
teln anderer Parteien und Versorgungsträger 
sowie an mehreren familiengerichtlichen Ver-
fahren beteiligt, in denen es um eine Anpas-
sung wegen Unterhalts oder Todes sowie um 
die Abänderung des Versorgungsausgleichs 
ging. 

Größere Projekte im Jahr 2020 waren die Ein-
führung einer neuen Buchhaltungssoftware 
sowie die Fertigstellung der Erweiterung des 
1966 errichteten Verwaltungsgebäudes zur 
Schaffung neuer Büroflächen, was zugleich 
mit Brandschutzertüchtigungsmaßnahmen im
 Bestandsgebäude verbunden war.

Den Gremien der ABV gehörten seitens der 
Verwaltung der Versorgungsanstalt Direktor 
Kuhberg (Vorsitzender des Rechtsausschus-
ses) und Abteilungsleiter Mietzner (Mitglied 
des Arbeitskreises EDV) an. Darüber hinaus 
war der stellvertretende Geschäftsführer, Ver-
sicherungsmathematiker Spitta, Geschäfts-
führer der Ständigen Konferenz der Versor-
gungswerke für Zahnärzte und Mitglied der 
Ad hoc-Arbeitsgruppe Anlagevorschriften für 
Versorgungswerke. 
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Mitarbeiter und Verwaltungskosten
Für das Geschäftsjahr 2020 hat der Stellen-
plan der Versorgungsanstalt 107 Planstellen 
ausgewiesen (Vor-jahr: 104). Der Stellenplan 
ist Anlage zum Haushaltsplan. Ende des Ge-
schäftsjahres 2020 waren davon 99 Stellen 
besetzt. Von insgesamt 99 Mitarbeitern wa-
ren 52 männlich und 47 weiblich. Zusätzlich 
wurden vier Auszubildende beschäftigt. 

Das vergangene Geschäftsjahr, welches wie-
derum ein Jahr mit vielen Herausforderungen 
war, hat den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
ein hohes Engagement abverlangt. Ihnen sei 
daher an dieser Stelle ausdrücklich für ihren gro-
ßen persönlichen Einsatz sowie die erfolgreich 
geleistete Arbeit gedankt.

Für die Versorgungsverwaltung und die Ver-
waltung der Vermögensanlagen wurden im 
Berichtsjahr 16,507 Mio. EUR aufgewendet. 

In diesem Betrag sind die persönlichen und 
sächlichen Verwaltungskosten, die Kosten 
für das Verwaltungsgebäude und die sonsti-
gen Kosten enthalten; hierzu gehören u. a. 
die Abschreibung der Betriebseinrichtung, 
sämtliche Reisekosten und Erstattungen, die 
Beiträge zur ABV sowie die Gebühren für die 
Berufsunfähigkeitsgutachten.

Im Geschäftsjahr 2020 haben die Verwal-
tungskosten bezogen auf die Einnahmen 
(Versorgungsabgaben und Vermögenserträ-
ge), der Verwaltungskostensatz, 1,16 % (Vor-
jahr: 1,02 %) betragen.

Absolut betrachtet sind die Verwaltungskos-
ten im vergangenen Jahr um 0,2 Mio. EUR 
auf 16,5 Mio. EUR gesunken. Wesentlich dazu 
beigetragen hat unter anderem der geringere 
Abschreibungsbedarf bei immateriellen Ver-
mögensgegenständen und Sachanlagen.

Mitarbeiter und Planstellen der Versorgungsanstalt	

Mitarbeiter 31.12.2019 31.12.2020

Vollzeit 71 72

Teilzeit 26 27

Gesamt 97 99

Elternzeit/Sonderurlaub 2 3 

Planstellen 31.12.2019 31.12.2020

besetzt 97 99

unbesetzt 7 8

Gesamt 104 107
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Entwicklung der Verwaltungskosten

Ausweislich des Jahresergebnisses 2020 und 
der Zahlen der vorangegangenen Jahre kann 
weiterhin von einer stabilen positiven Ent-
wicklung beim Teilnehmerzuwachs ausgegan-
gen werden, so dass die Annahmen des tech-
nischen Geschäftsplans bezüglich des Neuzu-
gangs im Rahmen des offenen Deckungsplan-
verfahrens mit hoher Sicherheit erfüllt werden. 

Der Eingang an Versorgungsabgaben hat sich 
trotz Pandemie auch im Jahr 2020 positiv ent-
wickelt. Maßgebliche Ursachen hierfür sind 
– neben einer weiterhin kontinuierlich anstei-
genden Anzahl an aktiven Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern – die im Jahr 2020 gegenüber 
dem Vorjahr gestiegenen Berufseinkünfte. Bei 
den angestellten Teilnehmerinnen und Teil-

  Voraussichtliche Entwicklung 

  Rechnungsabschluss 2019

Der Rechnungsabschluss 2019, die ihm zu-
grunde liegende Buchführung sowie der Jah-
resbericht 2019 wurden im März 2020 von 
der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft BANS-
BACH GmbH, Stuttgart, geprüft. Sie ist aner-
kannter Sachverständiger im Sinne des § 15 
Abs. 3 der Satzung. Die Prüfung hat ergeben, 
dass die Buchführung und der Rechnungsab-

schluss den gesetzlichen Bestimmungen ent-
sprechen. Die wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Versorgungsanstalt haben keinen Anlass 
zu Beanstandungen gegeben. Die Prüfungs-
gesellschaft hat daher am 20.03.2020 den 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt.
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nehmern hat sich zudem ausgewirkt, dass bei 
einem Beitragssatz in der Deutschen Renten-
versicherung von 18,6 % die Beitragsbemes-
sungsgrenze von 6.700,- EUR auf 6.900,- EUR
monatlich angehoben wurde. Auch im Jahr 
2021 ist wieder mit einer Steigerung des Ein-
gangs an Versorgungsabgaben zu rechnen. 
Grund für diese Annahme ist der neuerliche 
Anstieg der Beitragsbemessungsgrenze auf 
nunmehr 7.100,- EUR monatlich. Somit wird 
die für die versicherungsmathematische 
Rechnung maßgebliche durchschnittlich je 
Teilnehmerin bzw. Teilnehmer gezahlte Ver-
sorgungsabgabe voraussichtlich auch im Jahr 
2021 wieder wachsen.

Die Ausgaben für Versorgungsleistungen 
werden in den kommenden Jahren planmä-
ßig weiter zunehmen. Angesichts des Saldos 
aus Zu- und Abgängen bei Altersruhegeld, 
vorgezogenem Altersruhegeld, hinausge-
schobenem Altersruhegeld, Ruhegeld bei 
Berufsunfähigkeit sowie bei Hinterbliebenen-
renten ist im Jahr 2021 von einer Steigerung 
dieser Versorgungsleistungen um ca. 6 % 
auszugehen.  

Die Entwicklung der Verpflichtungen der Ver-
sorgungsanstalt wird sowohl durch den hau-
sinternen Versicherungsmathematiker mit 
versicherungsmathematischem Controlling 
als auch durch das jährliche Gutachten über 
die Berechnung des Punktwerts vom exter-
nen versicherungsmathematischen Sachver-
ständigen, Herrn Dr. May vom Büro Gassner 
und Partner, Stuttgart, überprüft.

Das Vermögen der Versorgungsanstalt wird in 
den folgenden Jahren mit unterschiedlicher 
Intensität planmäßig weiter wachsen. Dies 
ergibt sich einerseits aus der Struktur der Teil-

nehmerschaft, die allerdings von starken ren-
tennahen Jahrgängen und wachsenden Be-
ständen an Ruhegeldempfängern geprägt ist, 
sowie andererseits aus der Tatsache, dass die 
Versorgungsabgaben weiterhin höher sind als 
die Ausgaben an Versorgungsleistungen.

Die aufgrund der Zentralbankenpolitik nied-
rigen Zinsen führen angesichts fehlender 
Anlagealternativen weiterhin zu einer Liqui-
ditätshausse bzw. der Inkaufnahme niedrige-
rer Renditen. Gleichzeitig gibt es erhebliche 
Wechselkursveränderungen zwischen einzel-
nen Währungen.

Die Aktienmärkte haben sich trotz des pande-
miebedingten Einbruchs im Frühjahr bis zum 
Jahresende wieder gut erholt. Handelskon-
flikte und das Brexit-Thema wurden durch die 
Pandemie 2020 in den Hintergrund gedrängt. 
Ob es 2021 angesichts der aktuellen Lage zu 
einer weiteren Erholung kommen wird, ist 
noch offen. Inwiefern die expansive Zinspo-
litik der EZB die Aktienmärkte weiterhin po-
sitiv beeinflussen kann, ist ebenfalls fraglich. 
Da durchaus mit Kursrückgängen gerechnet 
werden muss, bleibt die Anlagepolitik der 
Versorgungsanstalt wertorientiert, achtsam 
für die Geschäftsmodelle der investierten Un-
ternehmen, insbesondere bezüglich Nachhal-
tigkeitsthemen, und aufmerksam für aktuelle 
Entwicklungen.

Die Immobilienmärkte befinden sich global 
in sehr unterschiedlichen Situationen. Die 
Immobilienmärkte des Euroraums sind in 
robuster und in Core-Lagen durchaus teurer 
Verfassung. Nach wie vor liegt der Fokus der 
Versorgungsanstalt bei Neuinvestitionen auf 
den Immobilienmärkten außerhalb Europas.
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Risiken im Bereich der Vermögensanlage wird 
insbesondere durch Mischung und Streuung, 
eine sorgfältige Auswahl der Emittenten bei 
festverzinslichen Wertpapieren, ein dynami-
sches Limitsystem, eine zurückhaltende Aus-
schüttungspolitik bei Wertpapierfonds und 
eine adäquate Sicherheitsrücklage nach § 13 
Abs. 4 der Satzung begegnet. Zur Erreichung 
der langfristigen Renditeziele der Versor-
gungsanstalt ist – unter Berücksichtigung des 
extrem niedrigen Zinsniveaus – die kalkulierte 
Übernahme von Risiken durch Investitionen 
in Aktien und andere risikobehaftete und illi-
quide Anlageklassen erforderlich.

Die mit einem möglicherweise bevorstehen-
den Zinsanstieg verbundenen Marktwertver-
luste festverzinslicher Wertpapiere wären 
unter dem Aspekt der Rechnungslegung in-
soweit tragbar, als dass ein wesentlicher Teil 
der Zinsänderungsrisiken bei Wertpapieren 
besteht, die mit ihrem Nominalwert bilanziert 
sind.

Neue Anlagen bzw. Wiederanlagen in fest-
verzinsliche Wertpapiere guter bis sehr guter 
Bonität sind unter den derzeitigen Marktver-
hältnissen nur zu Zinssätzen möglich, die un-
ter dem Rechnungszins liegen. Den hieraus 
resultierenden Risiken im Hinblick auf die 
langfristigen Renditeziele wird im Rahmen 
der Anlagestrategie insoweit Rechnung getra-
gen, als Investitionen in dieser Anlagenklas-
se zurückgeführt und vermehrt alternative 
Wertpapieranlagen getätigt werden. Darüber 
hinaus wird durch den gezielten Einsatz von 
strukturierten Produkten und alternativen In-
vestments eine Verbesserung der Rendite er-
reicht. Die von der Versorgungsanstalt im Jahr 
2019 eingeholte Asset-Liability-Studie belegt, 

dass mit einer veränderten Anlagestrategie 
der Rechnungszins mit ausreichender Wahr-
scheinlichkeit auch in Zukunft erreicht wer-
den kann. Notwendig hierfür ist allerdings 
angesichts der gestiegenen Risiken eine 
ausreichend dotierte Sicherheitsrücklage, um 
mögliche Marktwertverluste ausgleichen zu 
können. 

Sollte jedoch die vor allem im Euroraum 
ausgeprägte Niedrigzinsphase über einen 
längeren Zeitraum andauern oder sich sogar 
noch verschärfen und keine Kompensation 
durch andere Anlageklassen möglich sein, 
besteht das Risiko, zukünftig den Rech-
nungszins dauerhaft nicht mehr zu erreichen. 
Dies könnte, wenn die Umlageseite die De-
fizite im Bereich der Vermögensanlage nicht 
auszugleichen in der Lage ist, dazu führen, 
dass Eingriffe im Bereich der Passivseite 
der Bilanz erforderlich werden. Einschnit-
te im Beitrags- und/oder Leistungsrecht 
könnten dann die Folge sein. 

Den Risiken im Bereich der Kapitalanlage 
wird durch ein Risiko-Management-System 
sowie ein Risiko-Controlling nebst Revision 
und Marktfolge begegnet. Auch das Wertpa-
pier-Management-System SimCorp Dimensi-
on, das seit 2015 bei der Versorgungsanstalt 
im Einsatz ist, trägt durch eine verbesserte 
interne Transparenz zur Risikoreduzierung 
bei. Verwaltungstechnischen Risiken wird 
durch den Einsatz von testierter Standard-
software begegnet. So setzt die Abteilung 1 
– Versorgung die Anwendungssoftware CuRA 
ein, die bundesweit auch bei einer Vielzahl an-
derer Versorgungswerke Anwendung findet. 
Testierte Standardsoftware findet sich auch 
in der Abteilung 2 – Direkte Immobilienanla-
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ge (Wodis Sigma) und Abteilung 5 – Innere 
Dienste/Buchhaltung (Diamant). Darüber 
hinaus ist ein internes Kontrollsystem (IKS) 
eingerichtet. Eine Risikoinventur ist über 
alle Bereiche des Hauses auch im Jahr 2020 
durchgeführt worden und wird weiterhin jähr-
lich aktualisiert. Entsprechend dem Risikoleit-
faden der ABV für die Kapitalanlage wird jähr-
lich auch ein Stresstest für alle Anlageklassen 
durchgeführt.

Nach einer Reihe von Großprojekten in den 
letzten Jahren steht im Jahr 2021 vor allem 
die Digitalisierung im Vordergrund. So wurde 
zwischenzeitlich ein Projekt zur Einführung 
eines Online-Portals ins Leben gerufen, wel-
ches im 4. Quartal 2021 abgeschlossen wer-
den soll.

Für den Ausfall wichtiger EDV-Systeme be-
stehen Verträge mit externen Dienstleistern; 
auch existiert ein Notfallplan. Für die Gebäu-
desicherheit ist zudem ein Dienstleistungs-
vertrag mit einem Sicherheitsunternehmen 
abgeschlossen.

Nachhaltigkeit 
Das Thema Nachhaltigkeit ist auch für die Ver-
sorgungsanstalt von Bedeutung. Nach der im 
Jahr 1987 von der „Brundtland-Kommission“ 
entwickelten Definition handelt es sich bei 
der Nachhaltigkeit um eine Entwicklung, „die 
den Bedürfnissen der heutigen Generation 
entspricht ohne die Möglichkeiten künftiger 
Generationen zu gefährden, ihre eigenen 
Bedürfnisse zu befriedigen und ihren Lebens-
stil zu wählen“. Die Versorgungsanstalt sieht 
sich der Nachhaltigkeit seit jeher schon durch 
ihren auf Generationen angelegten gesetzli-
chen Auftrag und ihr Finanzierungsverfahren, 

dem offenen Deckungsplanverfahren, in be-
sonderem Maße verpflichtet, da der versiche-
rungsmathematische Sachverständige jedes 
Jahr auf der Basis des letzten Rechnungsab-
schlusses auf 99 Jahre vorausrechnet. 

Bereits seit einigen Jahren hat sich Nach-
haltigkeit in der Kapitalanlage für langfristig 
orientierte, institutionelle Investoren als ei-
genständiges Themenfeld entwickelt und ist 
inzwischen fest etabliert. Gemäß dem inter-
nationalen Sprachgebrauch wird in diesem 
Zusammenhang von ESG gesprochen (En-
vironmental – ökologische, Social – soziale 
und Governance – gute Unternehmensfüh-
rung). Mit diesen Kategorien wird der breit 
gehaltene Begriff der Nachhaltigkeit operati-
onalisierbar.

Die Versorgungsanstalt ist sich der Bedeu-
tung dieses Themengebietes bewusst und 
hat den Anspruch, nachhaltigen und ethi-
schen Ansprüchen gerecht zu werden. Ökolo-
gischen, sozialen und governance-bezogenen 
Aspekten wird daher seit Jahren bei den An-
lageentscheidungen der Versorgungsanstalt 
im Sinne einer integrierten Anlagestrategie 
Rechnung getragen, z. B. über energiespa-
rende Technologien, Solar- und Windparks, 
Solaranlagen im Immobilienbestand oder 
ökologisch zertifizierte Immobilien. Als „akti-
ver Investor“ fördert die Versorgungsanstalt 
nachhaltiges Investieren und sucht dabei den 
Dialog mit ihren Geschäftspartnern.

Alle Kapitalanlagen der Versorgungsanstalt 
außerhalb der Immobilien- und Renten-Direk-
tanlage werden in Fondsstrukturen bewirt-
schaftet. Die Versorgungsanstalt arbeitet hier-
zu mit zahlreichen externen Asset Managern 
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zusammen, zu denen neben internationalen 
Anbietern auch kleine, spezialisierte Häuser 
zählen. Von diesen Kapitalanlagen wird ein 
Anteil von über 90 % von Asset Managern 
und Kapitalverwaltungsgesellschaften be-
treut, die zu den Unterzeichnern der UN Prin-
ciples for Responsible Investment (UN PRI)
zählen. 

Für die durch externe Vermögensmanager 
bewirtschafteten Bestandteile der Kapitalan-
lage holt die Versorgungsanstalt regelmäßig 
Berichte über die Berücksichtigung von Ri-
siken ein, die im Zusammenhang mit Krite-
rien von Umwelt, Ethik, sozialen Wirkungen 
sowie guter Unternehmensführung stehen. 
Diese Berichte werden von den jeweiligen 
Portfoliomanagern der Versorgungsanstalt 
ausgewertet und die Ergebnisse sowohl in 
der Steuerung laufender externer Mandate 

als auch in Entscheidungen über die zukünf-
tige Ausgestaltung der Kapitalanlagen be-
rücksichtigt. Zudem wird die Nachhaltigkeit 
der Vermögensanlage in jeder Fondssitzung 
thematisiert.

Bei aller notwendigen und wünschenswerten 
Intensität der Berücksichtigung von ESG-Fak-
toren und Umweltrisiken muss das zentrale 
Ziel der Arbeit der Versorgungsanstalt, die 
jederzeitige Erfüllung des gesetzlichen Ver-
sorgungsauftrags, im Vordergrund stehen 
bleiben. Diesem Ziel stehen im Zeitalter des 
Niedrigzinses hohe Hürden im Weg. Als lang-
fristig und im Sinne der Versorgungssicher-
heit nachhaltig agierender Investor können 
und sollen für die Versorgungsanstalt ergän-
zende Ziele neben dem gesetzlichen Auftrag 
soweit berücksichtigt werden, wie es zur Er-
füllung der Versorgungsziele geboten ist.
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  Aktive Teilnehmer und Versorgungsabgaben

  Aktive Teilnehmer

Die Zahlen der aktiven Teilnehmer haben sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:

Aktive Teilnehmer  31.12.2019 31.12.2020

abgabepflichtig   59.576,4 60.911,7

ohne Abgabepflicht 2.879,4 2.782,8

Summe 62.455,8 63.694,5

Frühere Teilnehmer 
(Anwartschaftsberechtigte)

Summe  10.985,4 11.736,8

Versorgungsausgleichsberechtigte
nach § 46 der Satzung

Summe 3.495,6 3.506,9

C

Aufgrund der Teilrente ergeben sich bei der Zählung der Teilnehmer gebrochene Anzahlen.

Im Berichtsjahr nahm die Zahl der aktiven Teilnehmer um 1.238,7 (+1,98 %) auf 63.694,5 zu. 

Anzahl der aktiven Teilnehmer
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Ärzte
Zahnärzte
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Aktive Teilnehmer (Veränderung)
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Gründe des Ausscheidens aktiver Teilnehmer (Jahrgänge 1952 - 1954)

  Versorgungsabgaben

Die Versorgungsabgaben, Überleitungsbeträge, Nachversicherungsbeträge und Versorgungs-
ausgleichsbeträge haben betragen:

A : Todesfälle
B : vorgezogenes Altersruhegeld ohne Berufsaufgabe
C : vorgezogenes Altersruhegeld mit Berufsaufgabe
D : reguläres Altersruhegeld
E : hinausgeschobenes Altersruhegeld

Ärzte Zahnärzte Tierärzte Gesamt

B B B B

C C C C

D D D D

A A A AE E E E

6,12 %

9,44 %

21,10 %
46,66 %

16,68 %
7,53 %

11,14 %

26,39 %
39,56 %

15,38 %
8,37 %

9,86 %

24,15 %
45,25 %

12,37 %
6,43 %

9,72 %

22,04 %
45,52 %

16,29 %

Versorgungsabgaben 2019 2020

Mio. EUR Mio. EUR

Versorgungsabgaben 836,044 874,625

Überleitungsbeträge 34,299 36,805

Nachversicherungsbeträge 1,669 1,455

Versorgungsausgleichsbeträge 1,128 0,999

Summe 873,140 913,884
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Entwicklung der Versorgungsabgaben

Die Summe der Abgaben hat sich gegenüber 
dem Vorjahr um 4,67 % erhöht. Diese Stei-
gerung beruht vor allem auf der nach wie vor 
steigenden Anzahl an abgabepflichtigen an-
gestellten Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
sowie auf der um 200,- EUR auf 6.900,- EUR
angehobenen Beitragsbemessungsgrenze.

In der Abgabesumme 2020 enthalten sind 
nach § 173 Abs. 1 Nr. 1 SGB III die von der 
Bundesagentur für Arbeit geleisteten Abga-
ben in Höhe von insgesamt 3,403 Mio. EUR 
für 1.694 zeitweilig arbeitslose Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer (Vorjahr: 2,857 Mio. EUR 
für 1.625 Teilnehmerinnen und Teilnehmer).

Überleitungen 2019 2020
Anzahl Mio. EUR Anzahl Mio. EUR

Zugänge 1.075 34,299 1.072 36,805

Abgänge 939 31,557 944 32,644

Nachversicherungen nach § 30 der Satzung wurden durchgeführt:
Nachversicherungen 2019 2020

Anzahl Mio. EUR Anzahl Mio. EUR

14 1,669 10 1,455

Rückerstattungen von Versorgungsabgaben nach § 32 der Satzung wurden gewährt:
Rückerstattungen  2019 2020

Anzahl Mio. EUR Anzahl Mio. EUR

9 0,091 12 0,141

Entsprechend den Abkommen mit den berufsständischen Versorgungswerken in anderen 
Bundesländern stellen sich die Überleitungen wie folgt dar:
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  Versorgungsempfänger und Versorgungsleistungen

  Versorgungsempfänger

Die Zahlen der Empfänger von Versorgungsleistungen haben sich im Berichtsjahr 
wie folgt entwickelt:

D

Versorgungsempfänger  31.12.19 31.12.20

Summe 23.680,8 24.465,7

Versorgungsempfänger

Die Bestände an Ruhegeldempfängern gliedern sich wie folgt:

Berechtigte nach § 46 der Satzung 2019 2020

vorgezogenes Altersruhegeld 882,0 925,1

reguläres Altersruhegeld 988,4 1.040,0

hinausgeschobenes Altersruhegeld 59,0 81,0

Ruhegeld bei Berufsunfähigkeit dauernd 62,0 58,0

Ruhegeld bei Berufsunfähigkeit vorübergehend 2,0 4,0

Gesamt 1.890,0 2.108,1

Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte 2019 2020

vorgezogenes Altersruhegeld 6.825,0 6.968,7

reguläres Altersruhegeld 10.382,7 10.564,4

hinausgeschobenes Altersruhegeld 985,1 1.330,6

Ruhegeld bei Berufsunfähigkeit dauernd 454,0 461,0

Ruhegeld bei Berufsunfähigkeit vorübergehend 66,0 70,0

Summe 18.712,8 19.394,7

Berechtigte nach 
§ 46 der Satzung

8,0 %

reguläres
Altersruhegeld

39,7 %

vorgezogenes
Altersruhegeld

26,2 %

Berufsunfähig-
keitsrente

2,0 %

Witwen-/ Witwer-/ 
Geschiedenenrente

17,0 %

Halbwaisen-/ 
Vollwaisenrente

2,1 %

hinausgeschobenes
Altersruhegeld

5,0 %
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Der Bestand an regulären Altersruhegeldern 
nahm im Berichtsjahr bei den Ärzten um 
173,2 (+2,1 %) zu, bei den Zahnärzten um
2,2 (-0,1 %) ab sowie bei den Tierärzten um 
10,7 (+3,3 %) zu. Der Gesamtbestand erhöh-
te sich um 181,7 (+1,8 %) auf 10.564,4. Die 
Anzahl an vorgezogenen Altersruhegeldern 
stieg um 143,7 (+2,1 %) auf 6.968,7. Bei hin-
ausgeschobenen Altersruhegeldern war eine 

Steigerung um 345,5 auf 1.330,6 Rentner 
bzw. Rentnerinnen zu verzeichnen. Dies ent-
spricht einem Anteil in Höhe von mittlerweile 
7,1 % der Altersruhegelder. 359 Teilnehmerin-
nen bzw. Teilnehmer beziehen zum Bilanz-
stichtag eine Teilrente. Im Jahresverlauf stieg 
die Zahl der Ruhegelder bei Berufsunfähigkeit 
um 11 auf einen Stand von nunmehr 531.

Ruhegelder

0,00,20,40,60,81,0

Berechtigte nach 
§ 46 der Satzung
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Altersruhegeld

32,4 %

reguläres 
Altersruhegeld

49,1 %

Berufsunfähig-
keitsrente

2,5 %

hinausgeschobenes 
Altersruhegeld
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Durchschnittliches Renteneintrittsalter bei vorgezogenem Altersruhegeld

Altersgliederung der Ruhegeldempfänger
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Versorgungsleistungen 2019 2020

Mio. EUR Mio. EUR

Ruhegelder und Kinderzuschläge 597,991 628,992

Witwen-/ Witwer-/Geschiedenenrenten* 80,372 82,611

Halbwaisenrenten 1,992 2,025

Vollwaisenrenten 0,122 0,113

Sterbegelder 2,195 2,657

Summe der Pflichtleistungen 682,672 716,398

Ermessensleistungen 0,189 0,104

Summe der Versorgungsleistungen 682,861 716,502

* inkl. Abfindungen

  Versorgungsleistungen
Die Summe der festgestellten Versorgungs-
leistungen erhöhte sich im Vergleich zum 
Vorjahr um insgesamt 33,641 Mio. EUR 
(+4,93 %) auf 716,502 Mio. EUR.

Für 4.894 Leistungsempfänger (Stand De-
zember 2020) musste die Versorgungsanstalt 
an 73 Kassen Kranken- und Pflegeversiche-

rungsbeiträge in Höhe von 1,332 Mio. EUR 
monatlich abführen. Leistungsempfänger der 
Versorgungsanstalt, die in der gesetzlichen 
Kranken- und Pflegeversicherung versichert 
sind, haben regelmäßig die Bezüge aus der 
Versorgungsanstalt der Beitragspflicht zur 
Kranken- und Pflegeversicherung der Rent-
ner zu unterwerfen.
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Entwicklung der Versorgungsleistungen

Größenordnung der monatlichen Renten

Mio. EUR
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  Kapitalanlagen und ihre Erträge

  Kapitalanlagen

Die Höhe der Kapitalanlagen hat sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:

E

Anfangsbestand Veränderung Endbestand

Mio. EUR Mio. EUR Mio. EUR

Liegenschaften 421,955 -3,000 418,955

Aktien, Investmentanteile und andere 
nicht festverzinsliche Wertpapiere 9.047,234 613,702 9.660,936

Inhaberschuldverschreibungen und 
andere festverzinsliche Wertpapiere 909,361 -265,577 643,784

Namensschuldverschreibungen 2.493,641 -224,868 2.268,773

Schuldscheinforderungen 1.500,537 -142,286 1.358,251

Einlagen bei Kreditinstituten 180,447 124,575 305,022

Andere Kapitalanlagen 488,667 -10,619 478,048

Gesamt 15.041,842 91,927 15.133,769

Der Gesamtbestand der Kapitalanlagen erhöh-
te sich im Berichtsjahr um 91,927 Mio. EUR
bzw. um 0,6 % auf 15,134 Mrd. EUR. 

Der Anteil der Immobilien liegt insgesamt bei 
11,1 % (Vorjahr: 10,7 %).

Die im Direktbestand gehaltenen Immobilien 
verringerten sich um 0,7 % auf 418,955 Mio. 
EUR. Diese Veränderung ergibt sich aus Zu-
gängen in Höhe von 7,396 Mio. EUR sowie 
aus planmäßigen Abschreibungen in Höhe 
von 10,396 Mio. EUR. Zum Bilanzstichtag 
verwaltete die Abteilung 2 – Direkte Immobi-
lienanlage 48 Objekte.

Der im Direktbestand gehaltene Immobilien-
anteil beträgt 2,8 % (Vorjahr: 2,8 %). 

Der in indirekter Immobilienanlage ge-
haltene Anteil erhöhte sich um 6,6 % auf 
1.268,466 Mio. EUR. Dies entspricht 8,4 % 
(Vorjahr: 7,9 %) der Kapitalanlagen.

Der Aktienanteil sank von 33,3 % auf 31,8 %.

Die Position Inhaberschuldverschreibun-
gen und andere festverzinsliche Wertpa-
piere verringerte sich um 265,577 Mio. EUR 
bzw. um 29,2 % auf 643,784 Mio. EUR. Ihr 
Anteil entspricht somit 4,3 % (Vorjahr: 6,0 %).

Der Bestand an Namensschuldverschrei-
bungen sank um 224,868 Mio. EUR bzw. um 
9,0 % auf 2,269 Mrd. EUR, der an Schuldsche-
inforderungen sank um 142,286 Mio. EUR
bzw. um 9,5 % auf 1,358 Mrd. EUR. Der An-
teil an Namensschuldverschreibungen beträgt 
zum Bilanztermin 15,0 % (Vorjahr: 16,6 %),
der Anteil an Schuldscheinforderungen 9,0 % 
(Vorjahr: 10,0 %) der Kapitalanlagen. 

Die Einlagen bei Kreditinstituten betrugen 
insgesamt 305,022 Mio. EUR. Dies entspricht 
einem Anteil von 2,0 % (Vorjahr: 1,2 %).
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Anfangsbestand Veränderung Endbestand

Mio. EUR Mio. EUR Mio. EUR

Liegenschaften 421,955 -3,000 418,955

Aktien, Investmentanteile und andere 
nicht festverzinsliche Wertpapiere 9.047,234 613,702 9.660,936

Inhaberschuldverschreibungen und 
andere festverzinsliche Wertpapiere 909,361 -265,577 643,784

Namensschuldverschreibungen 2.493,641 -224,868 2.268,773

Schuldscheinforderungen 1.500,537 -142,286 1.358,251

Einlagen bei Kreditinstituten 180,447 124,575 305,022

Andere Kapitalanlagen 488,667 -10,619 478,048

Gesamt 15.041,842 91,927 15.133,769

Der Anteil an Kapitalanlagen, welcher durch 
die Anlagegrenze der Richtlinien der Vertre-
terversammlung für die Anlage von Vermö-
gen vom 23.10.2016 auf 45 % begrenzt ist, 
lag zum Stichtag bei 40,95 %. 

Die nachfolgenden Schaubilder illustrieren die 
Struktur des Vermögens zu den jeweiligen 
Stichtagen, indem es den originären Anlage-
kategorien (Aktien, Festverzinsliche, Immobi-
lien) zugerechnet wird. Demnach veränderte 
sich die Struktur der Kapitalanlagen in 2020 
gegenüber dem Vorjahr wie folgt:

Aktien

Aktien – Regionen 
Das Aktienportfolio ist derzeit weltweit breit 
diversifiziert, zeigt aber auch die aufgrund der 
Verpflichtungen der Versorgungsanstalt gro-
ße Bedeutung von Investitionen im Euroraum. 
Die regionale Struktur des Aktienportfolios 

wurde im Jahr  2020 nur in geringem Aus-
maß gegenüber dem Vorjahr verändert. Die 
Darstellung zeigt vor allem die liquiden Aktien-
bestände, welche in verschiedenen institutio-
nellen Aktienspezialfonds verwaltet werden.
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Festverzinsliche
sonstige Ausleihungen
Sonstige
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Aktien – Sektoren 
In Bezug auf die Sektoren der investierten 
Aktiengesellschaften wird eine geringe Ge-
wichtung von Energieunternehmen und Ver-

sorgern erkennbar. Die Gewichtungen der 
anderen Sektoren befinden sich auf einem 
ähnlichen Niveau und illustrieren die breite 
Diversifikation des Aktienportfolios. 

Anleihen

Anleihen – Regionen 
Die regionale Aufteilung der Anleihen zeigt 
den Schwerpunkt von Anleihen mit Emit-
tenten aus Europa und Deutschland. Ein 
Beispiel für supranationale Einrichtungen ist 

die Weltbank. Gegenüber dem Vorjahr wurde 
das Portfolio etwas breiter internationalisiert. 
Nicht berücksichtigt sind in dieser Darstel-
lung die Bestände in indirekt gehaltenen 
Fondsanlagen.

0 200 400 600 800 1.000

Mio. EUR

Diversifizierte

Energie

Versorger

Technologie

Telekommunikation

Verbrauchsgüter, zyklisch

Finanzdienstleister

Industrie

Grundstoffe

Verbrauchsgüter, nicht-zyklisch

 

Aktien-Sektoren

Global
4,4 %

Deutschland
28,1 %

Europa (ex Dtld.)
42,8 %

Nordamerika
13,4 %

Lateinamerika
3,3 %

Asien-Pazifik
6,7 %

Afrika-Mittlerer Osten
1,3 %

Fixed Income – Sitz der Emittenten



37

Anleihen – Kreditqualität 
Die Anteile der verschiedenen Kreditqualitä-
ten des direkt und indirekt gehaltenen An-
leihebestands zeigt die nachfolgende Grafik. 
Mit 21,6 % entfällt der größte Anteil auf AAA, 

die höchste Stufe der Kreditqualität. Insge-
samt verteilen sich 91,2 % des Bestandes 
an direkt und indirekt gehaltenen Anleihen 
auf Ratings des Investment Grade (BBB- und 
besser).

Anleihen – Restlaufzeiten 
Die nachfolgende Grafik zeigt die Laufzeiten 
für den direkt und indirekt gehaltenen Be-
stand von Anleihen. Hinsichtlich der Restlauf-
zeiten der Anleihen im Direktbestand liegt der 

Schwerpunkt im Band der Laufzeiten über 
10 Jahren, korrespondierend mit den langfri-
stigen Verbindlichkeiten. Im indirekt gehalte-
nen Fondsbestand dominieren die mittleren 
Restlaufzeiten.
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Immobilien – Nutzungsarten 
Im Immobilienportfolio dominiert die Nut-
zungsart Wohnen vor Büro. Die Nutzungsart 
Hotel hat inzwischen, entsprechend der Be-
deutung am Markt, einen Anteil am Portfolio 
erlangt, der vergleichbar mit dem Sektor Lo-
gistik ist. Einzelhandel macht einen – relativ 

zum Anteil im investierbaren Universum – 
kleinen Anteil aus, was als Ausfluss steigen-
der Bedeutung des Online-Handels gesehen 
werden kann. Die einzelnen Objekte wurden 
nach der jeweils dominierenden Nutzungsart 
klassifiziert. 

Immobilien – Regionen
Die nachfolgenden Darstellungen zeigen das 
direkt und in Fonds gehaltene Immobilienver-
mögen, gewichtet nach dem eingesetzten 
Eigenkapital. Während im Anteil von etwas 
über 50 % für den Standort Deutschland der 

dort liegende Direktbestand erkennbar wird, 
macht das restliche Europa fast ein Drittel 
des Bestands aus. Nordamerika und Asien 
einschließlich Japan und Australien kommen 
auf 10,5 % respektive 3,5 % des verwalteten 
Immobilienvermögens.
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Immobilien – Strategien 
Immobilien sind zwar unbeweglich, durch-
laufen jedoch, wie die meisten anderen Wirt-
schaftsgüter auch, einen eigenen Lebenszyk-
lus. Der erstmaligen Bebauung eines Grund-
stücks folgen üblicherweise nach Jahren der 
Nutzung einfache oder ggf. auch aufwändige 
Renovierungen. Je nach Entwicklung des 
Marktumfelds für die Gebäude kann es so-
gar zu einem Wechsel der Nutzungsart und 
den dafür nötigen grundlegenden Umbauten 
kommen. Eine wichtige und verbreitete Klas-
sifizierung des Risikogehalts von Immobilien 
bezieht sich auf die Stufe des Gebäudes in 
seinem Lebenszyklus und dem möglichen 
Umfang baulicher Maßnahmen, die für eine 
zukünftige, erfolgreiche Vermietung erfor-
derlich werden können. Nach dieser Klassifi-

zierung werden die Risikostufen Core, Core 
Plus, Value Add und Opportunistic, in der Rei-
henfolge steigenden Risikos, unterschieden. 
Jede dieser Risikostufen korrespondiert mit 
einer bestimmten Art von Wertschöpfung bei 
den Immobilien, zudem werden mit höheren 
Risikostufen u.a. auch höhere Anteile von 
Wertsteigerungen an der Gesamtrendite so-
wie höhere Grade der Fremdfinanzierung as-
soziiert. Wie sich das Portfolio der Immobili-
enanlage nach dieser Klassifizierung darstellt, 
zeigt die nachfolgende Grafik. Investments 
mit ausschließlicher Konzentration auf Ent-
wicklungsrisiken enthalten Absicherungen 
gegen Baurisiken oder werden derzeit nicht 
gehalten. Im Verlauf des Jahres 2020 blieb 
die Verteilung innerhalb des Portfolios mit 
dem Vorjahr vergleichbar.  
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  Erträge aus Kapitalanlagen

Erträge aus Kapitalanlagen gliedern sich in 
Erträge aus Grundstücken, grundstücksglei-
chen Rechten und Bauten einschließlich der 
Bauten auf fremden Grundstücken (1.) sowie 
in Erträge aus anderen Kapitalanlagen und 
aus Zuschreibungen sowie in Gewinne aus 
dem Abgang von Kapitalanlagen (2.).

1. Erträge aus Grundstücken

Immobilien – Direktanlage 
Die Mieteinnahmen beliefen sich im Jahr 
2020 auf 38,503 Mio. EUR und lagen damit 
um 1,256 Mio. EUR über dem Niveau des 
Vorjahres. Die positive Veränderung zum 
Vorjahr ergibt sich durch Mietsteigerungen 
und durch den Erwerb von einer Immobilie.

Die Aufwendungen für den Immobilien-
direktbestand betrugen 17,869 Mio. EUR. 
Planmäßige Abschreibungen auf Gebäu-
de beliefen sich auf 10,396 Mio. EUR. 
Die weiteren Aufwendungen in Höhe von 
7,473 Mio. EUR entstanden im Wesentli-
chen durch Instandsetzungsarbeiten und 
nicht umlagefähige Betriebskosten.

Zur Ermittlung der Wohn- und Gewer-
beimmobilienrendite im Geschäftsjahr 
2020 wurde die Rendite auf Basis des 
Marktwertes 2012/2013 unter Berücksich-
tigung von Zu- und Abgängen in Höhe von 
560,196 Mio. EUR nach der Methode des 
ROI (Return on Investment) ermittelt.

Für das gesamte im Direktbestand gehal-
tene Wohn- und Gewerbeimmobilienport-
folio 2020 beträgt der ROI 4,89 % (Vorjahr: 
4,89 %).

Immobilien – Fonds 
Die Versorgungsanstalt ist in zehn indi-
rekten Immobilieninvestments mit einem 
Marktwert von insgesamt 1,298 Mrd. EUR 
investiert. Die Rendite der Immobilienin-
vestments wird auf Basis des ROI ermittelt 
und beträgt 2,70 % (Vorjahr: 5,36 %).

2. Erträge aus anderen Kapitalanlagen 

Die Erträge aus anderen Kapitalanlagen 
betrugen  355,135 Mio. EUR (Vorjahr: 
616,911 Mio. EUR).

Die Erträge aus Zuschreibungen (Wert-
aufholungsgebot) beliefen sich auf 
34,695 Mio. EUR (Vorjahr: 80,741 Mio. EUR).
Die Einnahmen aus dem Abgang von 
anderen Kapitalanlagen betrugen 
86,661 Mio. EUR (Vorjahr: 27,737 Mio. EUR). 

Die Aufwendungen für Wertpapiere 
lagen bei 220,138 Mio. EUR (Vorjahr:
125,630 Mio. EUR). Abschreibungsbe-
darf ergab sich bei Wertpapieren und 
Fondsanteilen in Höhe von 151,368 Mio. 
EUR.

Einschließlich der Einnahmen aus dem 
Abgang von anderen Kapitalanlagen 
beliefen sich die Erträge aus anderen 
Kapitalanlagen auf 476,490 Mio. EUR.
Gegenüber dem Vorjahr bedeutet dies 
eine Abnahme um 248,899 Mio. EUR 
bzw. um 34,3 %.  

Die Verzinsung der anderen Kapitalanla-
gen betrug 2,49% (Vorjahr: 4,76 %).
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  Entwicklung und Verzinsung des Deckungs-
	 stocks sowie der Sicherheitsrücklage

Ende 2020 wurden dem Deckungsstock 317,000 Mio. EUR (Vorjahr: 656,000 Mio. EUR) zu-
geführt.

Entwicklung des Deckungsstocks Mio. EUR

Stand 01.01.2020 13.956,000

Zuführung 317,000

Stand 31.12.2020 14.273,000

Entwicklung der Sicherheitsrücklage Mio. EUR

Stand 01.01.2020 1.535,060

Zuführung 106,657

Stand 31.12.2020 1.641,717

Ende 2020 wurden der Sicherheitsrücklage 106,657 Mio. EUR zugeführt (Vorjahr: 
105,285 Mio. EUR), so dass die Sicherheitsrücklage 11,50 % des Deckungsstocks beträgt 
(Vorjahr: 11,00 %).

Zur Ermittlung der Verzinsung des Deckungs-
stocks wurde die Summe der Einnahmen aus 
Kapitalanlagen, vermindert um Aufwendun-
gen für Liegenschaften und Wertpapiere, zum 
Mittelwert des Deckungsstocks im Jahr 2020 
in Beziehung gesetzt. Einnahmen aus dem 

Abgang von Kapitalanlagen wurden in die Be-
rechnung ebenso einbezogen wie Zuschrei-
bungen aufgrund des Wertaufholungsgebots. 
Nach dieser Berechnungsmethode ergibt sich 
für das Jahr 2020 eine Verzinsung des De-
ckungsstocks von 1,96 % (Vorjahr: 4,56 %).

Mit Stand 31.12.2020 betrugen der Deckungsstock und die Sicherheitsrücklage in Summe 
15,915 Mrd. EUR.
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  Bilanz zum 31. Dezember 2020 

der Baden-Württembergischen Versorgungsanstalt für Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte
– Anstalt des öffentlichen Rechts –, Tübingen			                            

  Aktiva
2020 Vorjahr

EUR TEUR

A. Immaterielle Vermögensgegenstände

I.  Entgeltlich erworbene Konzessionen, 
    gewerbliche Schutzrechte und ähnliche 
    Rechte und Werte sowie Lizenzen an 
    solchen Rechten und Werten

437.622,00 170

II. Geleistete Anzahlungen 0,00 61

437.622,00 231

B. Kapitalanlagen

I. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und  
     Bauten, einschließlich der Bauten auf  
     fremden Grundstücken

418.954.645,00 421.955

II. Sonstige Kapitalanlagen

1. Aktien, Investmentanteile und andere    
    nicht festverzinsliche Wertpapiere

9.660.936.042,87 9.047.234

2. Inhaberschuldverschreibungen und andere 
    festverzinsliche Wertpapiere

643.784.591,05 909.361

3. Sonstige Ausleihungen

a) Namensschuldverschreibungen 2.268.772.759,52 2.493.641

b) Schuldscheinforderungen 1.358.250.864,77 1.500.537

4. Einlagen bei Kreditinstituten 305.022.544,51 180.447

5. Andere Kapitalanlagen 478.047.822,97 488.667

15.133.769.270,69 15.041.842

C. Forderungen aus Versorgungsabgaben 30.507.980,61 24.434

D. Sonstige Vermögensgegenstände

I.   Sachanlagen 374.167,00 382

II.  Laufende Guthaben bei Kreditinstituten, 
     Schecks und Kassenbestand

544.663.220,71 246.541

III. Andere Vermögensgegenstände 144.716.943,41 102.560

689.754.331,12 349.483

E. Rechnungsabgrenzungsposten

I.   Vorauszahlungen von Versorgungsleistungen 61.071.929,01 58.231

II.  Abgegrenzte Zinsen 51.230.005,06 64.072

III. Agio aus Namensschuldverschreibungen 6.640.616,45 7.802

IV. Sonstige Rechnungsabgrenzungsposten 199.620,54 234

119.142.171,06 130.339

15.973.611.375,48 15.546.329
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  Passiva
2020 Vorjahr
EUR TEUR

A. Eigenkapital

I. Deckungsstock 14.273.000.000,00 13.956.000

II. Sicherheitsrücklage 1.641.716.939,79 1.535.060

15.914.716.939,79 15.491.060

B. Andere Rückstellungen

I.  Rückstellungen für Pensionen und
    ähnliche Verpflichtungen

22.042.081,00 19.785

II. Sonstige Rückstellungen 16.932.951,19 15.309

38.975.032,19 35.094

C. Andere Verbindlichkeiten

I. Noch auszuzahlende Versorgungsleistungen 774.070,10 648

II. Sonstige Verbindlichkeiten 2.141.228,84 1.966

2.915.298,94 2.614

D. Rechnungsabgrenzungsposten

I.  Disagio aus Namensschuldverschreibungen 11.822.295,29 13.182

II. Vorauszahlungen von Versorgungsabgaben 4.896.256,18 4.150

III.Sonstige Rechnungsabgrenzungsposten 285.553,09 229

17.004.104,56 17.561

15.973.611.375,48 15.546.329
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  Gewinn- und Verlustrechnung 
    1. Januar bis 31. Dezember 2020
der Baden-Württembergischen Versorgungsanstalt für Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte 
– Anstalt des öffentlichen Rechts –, Tübingen

I.    Versicherungstechnische Rechnung 2020 Vorjahr

EUR TEUR

1. Verdiente Beiträge

Gebuchte Bruttobeiträge 913.884.035,56 873.140

2. Erträge aus Kapitalanlagen

a) Erträge aus Grundstücken, grundstücksgleichen 
    Rechten und Bauten, einschließlich der Bauten auf 
    fremden Grundstücken

38.502.622,90 37.247

b) Erträge aus anderen Kapitalanlagen 355.134.865,49 616.911

c) Erträge aus Zuschreibungen 34.694.768,69 80.741

d) Gewinne aus dem Abgang von Kapitalanlagen 86.660.864,36 27.737

514.993.121,44 762.636

Erträge 1.428.877.157,00 1.635.776

3. Aufwendungen für Versicherungsfälle 716.501.714,22 682.860

4. Aufwendungen für Rückkäufe, Rückgewährungs-
beiträge, Austrittsvergütungen und Überleitungen

34.698.052,85 33.451

5. Veränderung der übrigen versicherungs-
technischen Rückstellungen

    Deckungsstock 317.000.000,00 656.000

6. Aufwendungen für den Versicherungsbetrieb

Sonstige Aufwendungen 16.507.396,77 16.739

7. Aufwendungen für Kapitalanlagen

a) Sonstige Aufwendungen 22.103.247,59 20.275

b) Abschreibungen auf Kapitalanlagen 161.764.163,77 80.729

c) Verluste aus dem Abgang von Kapitalanlagen 54.139.410,38 40.800

238.006.821,74 141.804

Aufwendungen 1.322.713.985,58 1.530.854

Gesamt 106.163.171,42 104.922

II.   Nichtversicherungstechnische Rechnung

1. Sonstige Erträge 494.138,06 363

106.657.309,48 105.285

2. Jahresüberschuss 106.657.309,48

3. Einstellung in die Gewinnrücklagen 105.285

Sicherheitsrücklage 106.657.309,48 105.285

4. Bilanzgewinn 0,00 0
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Bestätigungsvermerk
Nach dem Ergebnis unserer Prüfung haben wir dem als Anlage 1 bis 3 beigefügten Jahresabschluss und dem 

als Anlage 4 beigefügten Jahresbericht der Baden-Württembergischen Versorgungsanstalt für Ärzte, Zahnärzte 

und Tierärzte, Tübingen, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2020 mit Datum vom  

24. März 2021 den nachstehenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt:

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN
ABSCHLUSSPRÜFERS

An die Baden-Württembergische Versorgungsanstalt für Ärzte, 
Zahnärzte und Tierärzte, Tübingen 

Prüfungsurteile 
Wir haben den Jahresabschluss der Baden-Württembergischen 
Versorgungsanstalt für Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte, Tübin-
gen, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2020 und 
der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2020 sowie den Anhang 
einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Jah-
resbericht (Darstellung der Lage gem. § 289 HGB) der Baden-
Württembergischen Versorgungsanstalt für Ärzte, Zahnärzte 
und Tierärzte für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis 31. 
Dezember 2020 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnisse 

•	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentli-
chen Belangen den deutschen, für alle Kaufleute geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften unter sinngemäßer Anwen-
dung der Verordnung über die Rechnungslegung von Ver-
sicherungsunternehmen (RechVersV) und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Baden-
Württembergischen Versorgungsanstalt für Ärzte, Zahnärzte 
und Tierärzte zum 31. Dezember 2020 sowie ihrer Ertrags-
lage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 

	 31. Dezember 2020 und 

•	 vermittelt der beigefügte Jahresbericht insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage der Baden-Württembergischen 
Versorgungsanstalt für Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte. In al-
len wesentlichen Belangen steht dieser Jahresbericht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prü-
fung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit 
des Jahresabschlusses und des Jahresberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Jah-
resberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beach-
tung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften 
und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Jahresberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend 
beschrieben. Wir sind von der Versorgungsanstalt unabhängig 
in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen 
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonsti-

gen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 
Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zum Jahresab-
schluss und zum Jahresbericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahres-
abschluss und den Jahresbericht
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für alle Kauf-
leute geltenden handelsrechtlichen Vorschriften unter sinnge-
mäßer Anwendung der Verordnung über die Rechnungslegung 
von Versicherungsunternehmen (RechVersV) in allen wesentli-
chen Belangen entspricht und dafür, dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Versor-
gungsanstalt vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstel-
lung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von we-
sentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetz-
lichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Ver-
sorgungsanstalt zur Fortführung ihrer Geschäftstätigkeit zu 
beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach-
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Geschäfts-
tätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 
sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Geschäftstätigkeit zu 
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Ge-
gebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Aufstellung des Jahresberichts, der insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage der Versorgungsanstalt vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht 
und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), 
die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Jahresberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden 
deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um 
ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Jah-
resbericht erbringen zu können.
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Jahresberichts
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentli-
chen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Dar-
stellungen ist, und ob der Jahresbericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Versorgungsanstalt vermittelt so-
wie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss 
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sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss und 
zum Jahresbericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, 
aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine we-
sentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstel-
lungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren 
und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerwei-
se erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt 
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Jahresbe-
richts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adres-
saten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus 
und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

•	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher 
– beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstel-
lungen im Jahresabschluss und Jahresbericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken 
durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsur-
teil zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstel-
lungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als 
bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammen-
wirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen inter-
ner Kontrollen beinhalten können.

•	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des 
Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und 
den für die Prüfung des Jahresberichts relevanten Vorkeh-
rungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu pla-
nen, die unter den gegebenen Umständen angemessen 
sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirk-
samkeit dieses Systems der Versorgungsanstalt abzugeben.

•	 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzli-
chen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden 
sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhän-
genden Angaben.

•	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des 
von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Geschäftstätigkeit der 

Versorgungsanstalt sowie, auf der Grundlage der erlangten 
Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zu-
sammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Versorgungsan-
stalt zur Fortführung der Geschäftstätigkeit aufwerfen kön-
nen. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesent-
liche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestäti-
gungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahres-
abschluss und Jahresbericht aufmerksam zu machen oder, 
falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges 
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schluss-
folgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres 
Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zu-
künftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 
führen, dass die Versorgungsanstalt ihre Geschäftstätigkeit 
nicht mehr fortführen kann.

•	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den 
Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben 
sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jah-
resabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Versorgungsanstalt vermittelt.

•	 beurteilen wir den Einklang des Jahresberichts mit dem Jah-
resabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm 
vermittelte Bild von der Lage der Versorgungsanstalt.

•	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzli-
chen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben 
im Jahresbericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die 
den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Ver-
tretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach 
und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsori-
entierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständi-
ges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben so-
wie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht 
ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten 
Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen 
unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung 
der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die 
wir während unserer Prüfung feststellen.“



                                                                                                                 Anschaffungs- / Herstellungskosten
01.01.2020 Zugänge Abgänge 31.12.2020

Umbuchungen (U) Umbuchungen (U)
EUR EUR EUR EUR

A. Immaterielle Vermögensgegenstände

I. Entgeltlich erworbene Konzessionen,	
gewerbliche Schutzrechte und ähnliche 
Rechte und Werte sowie Lizenzen an 
solchen Rechten und Werten	 9.112.580,82 334.258,75 0,00 9.507.403,91

60.564,34 (U)
II. Geleistete Anzahlungen 60.564,34 0,00 0,00 0,00

60.564,34 (U)

B. Kapitalanlagen

I. Grundstücke, grundstücksgleiche 
Rechte und Bauten, einschließlich der 
Bauten auf fremden Grundstücken

Grund und Boden
Verwaltungsgebäude 73.804,98 0,00 0,00 73.804,98
Übrige Liegenschaften 115.626.282,28 611.901,74 0,00 116.238.910,99

726,97 (U)
115.700.087,26 611.901,74 0,00 116.312.715,97

726,97 (U)
Anschaffungskosten im 
Zusammenhang mit Erbbaurecht 2.133.719,98 0,00 0,00 2.133.719,98
 117.833.807,24 611.901,74 0,00 118.446.435,95

726,97 (U)
Gebäude
Verwaltungsgebäude 3.073.698,02 460.903,58 0,00 3.873.979,51

339.377,91 (U)
Übrige Liegenschaften 444.168.360,71 6.323.057,47 0,00 450.509.037,86

17.619,68 (U)
Gebäude auf teilweise fremdem 
Grund und Boden (Erbbaurecht) 57.922.721,36 0,00 0,00 57.922.721,36

505.164.780,09 6.783.961,05 0,00 512.305.738,73
356.997,59 (U)

Im Bau 357.724,56 0,00 0,00 0,00
357.724,56 (U)

Summe 623.356.311,89 7.395.862,79 0,00 630.752.174,68
357.724,56 (U) 357.724,56 (U)

II. Sonstige Kapitalanlagen

1. Aktien, Investmentanteile und andere 
nicht festverzinsliche Wertpapiere 9.080.289.466,59 742.489.866,79 66.167.766,31 9.756.611.567,07

2. Inhaberschuldverschreibungen und 
andere festverzinsl. Wertpapiere 999.596.263,21 127.110.245,22 389.490.378,19 737.216.130,24

3. Sonstige Ausleihungen
a) Namensschuldverschreibungen 2.564.299.205,90 14.074.060,30 228.836.007,82 2.349.537.258,38
b) Schuldscheinforderungen 1.506.885.355,36 163.496.990,82 312.131.481,41 1.358.250.864,77

4. Einlagen bei Kreditinstituten 180.447.078,72 124.731.337,51 155.871,72 305.022.544,51
5. Andere Kapitalanlagen 496.971.071,58 5.732.105,97 18.374.627,89 484.328.549,66

Summe 14.828.488.441,36 1.177.634.606,61 1.015.156.133,34 14.990.966.914,63

Anlagespiegel



                                              Kumulierte Abschreibungen                                                                            Buchwerte
01.01.2020 Zugänge Zuschreibungen Abgänge 31.12.2020 31.12.2020 31.12.2019

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

8.942.623,82 127.158,09 0,00 0,00 9.069.781,91 437.622,00 169.957,00

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 60.564,34

4,98 0,00 0,00 0,00 4,98 73.800,00 73.800,00
532,28 8,71 0,00 0,00 540,99 116.238.370,00 115.625.750,00

537,26 8,71 0,00 0,00 545,97 116.312.170,00 115.699.550,00

199.369,98 33.250,00 0,00 0,00 232.619,98 1.901.100,00 1.934.350,00
199.907,24 33.258,71 0,00 0,00 233.165,95 118.213.270,00 117.633.900,00

3.073.697,02 9.341,49 0,00 0,00 3.083.038,51 790.941,00 1,00

178.849.927,71 8.978.016,15 0,00 0,00 187.827.943,86 262.681.094,00 265.318.433,00

19.277.741,36 1.375.640,00 0,00 0,00 20.653.381,36 37.269.340,00 38.644.980,00
201.201.366,09 10.362.997,64 0,00 0,00 211.564.363,73 300.741.375,00 303.963.414,00

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 357.724,56

201.401.273,33 10.396.256,35 0,00 0,00 211.797.529,68 418.954.645,00 421.955.038,56

33.054.930,01 65.023.109,56 712.708,87 1.689.806,50 95.675.524,20 9.660.936.042,87 9.047.234.536,58

90.235.366,20 38.476.708,11 12.459.770,00 22.820.765,12 93.431.539,19 643.784.591,05 909.360.897,01

70.658.319,64 46.089.910,67 17.720.419,88 18.263.311,57 80.764.498,86 2.268.772.759,52 2.493.640.886,26
6.348.092,72 0,00 0,00 6.348.092,72 0,00 1.358.250.864,77 1.500.537.262,64

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 305.022.544,51 180.447.078,72
8.304.417,55 1.778.179,08 3.801.869,94 0,00 6.280.726,69 478.047.822,97 488.666.654,03

208.601.126,12 151.367.907,42 34.694.768,69 49.121.975,91 276.152.288,94 14.714.814.625,69 14.619.887.315,24
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Bisherige Fassung: (§ 13 Abs. 4) 

„(4) Soweit die Einnahmen nicht erforderlich 
sind, um den zum 01.07. des Vorjahres gelten-
den Punktwert wieder zu erreichen, können 
sie der Sicherheitsrücklage zugeführt wer-
den, die nur zum Ausgleich außergewöhn-
licher Belastungen dient. Die Obergrenze 
der Sicherheitsrücklage beträgt 7 v. H. des 
Deckungsstocks und kann durch Beschluss 
des Verwaltungsrats auf 11 v. H. des De-
ckungsstocks erhöht werden. Der Verwal-
tungsrat entscheidet über die Zuführung zur 
Sicherheitsrücklage, deren Inanspruchnahme 
sowie die Art und Weise deren Wiederauffül-
lung. Deckungsstock und Sicherheitsrücklage 
sind nach den für die Anlage von Vermögen 
von der Vertreterversammlung aufgestellten 
Richtlinien anzulegen.“

Neue Fassung: (§ 13 Abs. 4) 

„(4) Soweit die Einnahmen nicht erforder-
lich sind, um den zum 01.07. des Vorjahres 
geltenden Punktwert wieder zu erreichen, 
können sie der Sicherheitsrücklage zuge-
führt werden, die nur zum Ausgleich au-
ßergewöhnlicher Belastungen dient. Die 
Obergrenze der Sicherheitsrücklage beträgt 
8 v. H. des Deckungsstocks und kann durch 
Beschluss des Verwaltungsrats auf 12 v. H. 
des Deckungsstocks erhöht werden. Der Ver-
waltungsrat entscheidet über die Zuführung 
zur Sicherheitsrücklage, deren Inanspruch-
nahme sowie die Art und Weise deren Wie-
derauffüllung. Deckungsstock und Sicher-
heitsrücklage sind nach den für die Anlage 
von Vermögen von der Vertreterversamm-
lung aufgestellten Richtlinien anzulegen.“ 

Satzungsänderungen zum 01.01.2021

§ 13 Abs. 4 Aufbringung und Verwendung der Mittel – Sicherheitsrücklage 

§ 13 Abs. 4 der Satzung regelt die Bildung 
und Verwendung der Sicherheitsrücklage. 
Dabei wird auch bestimmt, welche Höhe 
die Sicherheitsrücklage erreichen muss. Der 
rechnungsmäßige Vermögensertrag ist so-
lange der Sicherheitsrücklage zuzuführen bis 
sie 7 v. H. des Deckungsstocks erreicht hat. 
Darüber hinaus kann sie durch Beschluss des 
Verwaltungsrats auf bis zu 11 v. H. des De-
ckungsstocks erhöht werden.

Diese maximal mögliche Obergrenze der Si-
cherheitsrücklage ist aufgrund des Jahresab-
schlusses 2019 durch Beschluss des Verwal-
tungsrats in 2020 mit 11 % erreicht worden. 

Anhand der Situation an den Kapitalmärkten 
ist davon auszugehen, dass die Vermögens-
anlage zunehmend größeren Schwankungen 

und Risiken unterworfen ist als man es in 
den vorangegangenen Jahrzehnten erlebt 
hat. Zukünftig wird man in kürzeren Interval-
len mit scharfen Reaktionen der Finanzmärk-
te rechnen müssen. Aufgrund des seit Jah-
ren tiefen und derzeit weiter sinkenden Zins-
niveaus ist die Versorgungsanstalt gehalten, 
die Anlageklasse „Aktien und Beteiligungen“ 
verstärkt aufzubauen. Diese Anlageklasse 
führt erfahrungsgemäß zu höheren Erträgen, 
allerdings unterliegt sie auch höheren Kurs-
schwankungen. Die Beratungsgesellschaft 
Mercer hat daher der Versorgungsanstalt 
in der Asset-Liability-Studie vom Dezember 
2019 empfohlen, die Gewichtung in der Anla-
geklasse beizubehalten, allerdings die Sicher-
heitsrücklage auf bis zu 12 % anzuheben.
Folgerichtig sieht die Neuregelung vor, die 
„Pflicht-Sicherheitsrücklage“ von 7 auf 8 % 

  I. Die Satzungsänderungen im Einzelnen
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des Deckungsstocks zu erhöhen. Gleichzeitig 
soll es bei der bisherigen Regelung bleiben, 
dass der Verwaltungsrat zur Unternehmens-
steuerung die Möglichkeit erhält, die Sicher-

heitsrücklage entsprechend der Risikolage 
um bis zu 50 %, somit auf bis zu 12 %, an-
zuheben.
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Bisherige Fassung: (§ 20 Abs. 2) 

„(2) Die Erklärung der freiwilligen Fortsetzung 
der Teilnahme muss innerhalb von drei Mo-
naten bei der Versorgungsanstalt eingehen, 
nachdem diese dem Antragsteller mitgeteilt 
hat, dass seine Teilnahme erloschen ist.“

Neue Fassung: (§ 20 Abs. 2) 

„(2) Die Erklärung der freiwilligen Fortset-
zung der Teilnahme muss innerhalb von drei 
Monaten bei der Versorgungsanstalt ein-
gehen, nachdem diese dem Antragsteller 
mitgeteilt hat, dass seine Pflichtteilnahme 
erloschen ist, spätestens jedoch innerhalb 
eines Jahres nach dem Erlöschen.“

§ 20 Abs. 2 Freiwillige Teilnahme – Erklärungsfrist

§ 20 Abs. 2 der Satzung regelt, innerhalb wel-
cher Frist eine Teilnehmerin oder ein Teilneh-
mer die Möglichkeit hat, nach dem Erlöschen 
der Pflichtteilnahme die freiwillige Fortset-
zung zu erklären. 

Nach der bisherigen Fassung beginnt die 
Dreimonatsfrist in dem Zeitpunkt, in dem 
die Versorgungsanstalt dem Teilnehmer das 
Erlöschen der Pflichtteilnahme mitgeteilt hat. 
In manchen Fällen meldet der Teilnehmer 
den Wechsel seiner Berufstätigkeit nach au-
ßerhalb Baden-Württembergs jedoch nicht 
zeitnah. Dies ist insbesondere dann der Fall, 
wenn der Teilnehmer ins Ausland verzieht. 
Dies kann in Einzelfällen dazu führen, dass 
dem Teilnehmer noch nach vielen Mona-
ten oder sogar Jahren die Möglichkeit offen 
steht, rückwirkend die freiwillige Teilnahme 
zu erklären. Dies ist allerdings für die Teilneh-
mergemeinschaft belastend, da eine Teilnah-

me mit umfangreichen Rechten und Pflichten 
verbunden ist und diese Frage nicht über ei-
nen langen Zeitraum offen gehalten werden 
kann. Ansonsten käme es zu einer negativen 
Risikoselektion.

Um somit negative Folgen für die Teilnehmer-
gemeinschaft auszuschließen sieht die Neu-
fassung des § 20 Abs. 2 vor, dass die Mög-
lichkeit der Erklärung der freiwilligen Fortset-
zung der Teilnahme spätestens nach einem 
Jahr nach Erlöschen der Pflichtteilnahme en-
det unabhängig davon, wann die Mitteilung 
der Versorgungsanstalt bei der Teilnehmerin 
oder dem Teilnehmer eingegangen ist. Dies 
ist auch folgerichtig, weil Eintritt und Erlö-
schen der Pflichtteilnahme eo ipso eintritt; 
ein feststellender Bescheid der Versorgungs-
anstalt ist also nicht konstitutiv, sondern nur 
deklaratorisch. 
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Bisherige Fassung: (§ 21 Nr. 4) 

„Die freiwillige Teilnahme erlischt
1. …
2. …
3. …
4. wenn der Teilnehmer seine Abgabeschuld 
innerhalb eines Monats nach schriftlicher 
Mahnung nicht begleicht; die Mahnung muss 
auf die Rechtsfolge hinweisen,

5. …“

Neue Fassung: (§ 21 Nr. 4) 

„Die freiwillige Teilnahme erlischt
1. …
2. …
3. …
4. wenn der Teilnehmer seine Abgabeschuld 
innerhalb eines Monats nach schriftlicher 
Mahnung nicht begleicht, mit Ende des Mo-
nats, der auf den Zugang der Mahnung 
folgt; die Mahnung muss auf die Rechtsfolge 
hinweisen,
5. …“

§ 21 Nr. 4 Erlöschen der freiwilligen Teilnahme – Abgabeschuld

§ 21 Nr. 4 der Satzung regelt das Erlöschen 
der freiwilligen Teilnahme, wenn eine Teil-
nehmerin oder ein Teilnehmer seine Abgabe-
schuld nicht innerhalb eines Monats nach Zu-
gang einer schriftlichen Mahnung begleicht. 

In der Verwaltungspraxis hat sich ergeben, 
dass in vielen Fällen das Erlöschen der frei-
willigen Teilnahme während eines laufenden 
Monats eintritt, da der Zugang der Mahnun-

gen nicht punktgenau erfolgen kann. Dies 
führt dazu, dass in solchen Fällen Abgaben 
und Leistungen während eines laufenden 
Monats abgerechnet werden müssen. Die-
ser erhöhte Verwaltungsaufwand soll die 
Neuregelung dadurch beseitigen, dass die 
Teilnahme erst mit dem Ende des Monats 
erlischt, der auf den Zugang der Mahnung 
folgt. 
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Bisherige Fassung: (§ 25 Abs. 1 Satz 1) 

„(1) Ruhegeld bei Berufsunfähigkeit erhält 
auf Antrag ein Teilnehmer, der

a)	 voraussichtlich dauernd berufsunfähig ist 
und die Ausübung des Berufes aufgibt;

b)	 wegen vorübergehender Berufsunfähig-
keit seinen Beruf länger als sechs Mona-
te nicht ausübt; der Anspruch entsteht in 
diesem Falle nach sechs Monaten (Ruhe-
geld auf Zeit).“

Neue Fassung: (§ 25 Abs. 1 Satz 1)

„(1) Ruhegeld bei Berufsunfähigkeit erhält 
auf Antrag ein Teilnehmer, der die Alters-
grenze noch nicht erreicht hat und
a)	 voraussichtlich dauernd berufsunfähig ist 

und die Ausübung des Berufes aufgibt;
b)	 wegen vorübergehender Berufsunfähig-

keit seinen Beruf länger als sechs Mona-
te nicht ausübt; der Anspruch entsteht in 
diesem Falle nach sechs Monaten (Ruhe-
geld auf Zeit).“

§ 25 Abs. 1 Satz 1 Versorgungsleistungen (Ruhegeld) – Altersgrenze 

§ 25 Abs. 1 Satz 1 regelt die Voraussetzun-
gen für die Gewährung eines Ruhegeldes bei 
Berufsunfähigkeit. 

Nach dem Wortlaut der Regelung ist die 
Gewährung eines Ruhegeldes bei Berufs-
unfähigkeit solange möglich, als noch kein 
volles vorgezogenes, reguläres oder hinaus-
geschobenes Altersruhegeld gewährt wird 
(§ 25 Abs. 8). Fraglich ist aber, ob der Schutz 
vor dem Risiko der Berufsunfähigkeit auch 
noch jenseits der regulären Altersgrenze zu 
gewähren ist. Denn mit Erreichen der Alters-
grenze hat jede Teilnehmerin und jeder Teil-
nehmer einen Anspruch auf eine volle unge-
kürzte Versorgungsleistung. Auch bestimmt 

§ 24 Abs. 1 Satz 3 der Satzung, dass bei 
Überschreiten der Altersgrenze an die Stel-
le des Ruhegeldes bei Berufsunfähigkeit das 
Altersruhegeld in gleicher Höhe tritt. Somit 
geht schon die bisherige Satzungssystematik 
davon aus, dass jenseits der Altersgrenze ein 
Ruhegeld bei Berufsunfähigkeit nicht mehr 
gewährt werden kann. 

Die vorgeschlagene Neuregelung sieht daher 
konsequenterweise vor, dass ein Ruhegeld 
bei Berufsunfähigkeit nur dann gewährt wer-
den kann, wenn eine Teilnehmerin oder ein 
Teilnehmer seine persönliche Altersgrenze 
noch nicht erreicht hat. 
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Bisherige Fassung: (§ 25 Abs. 6)

„(6) Hinausgeschobenes Altersruhegeld er-
hält auf Antrag ein Teilnehmer, der die Alters-
grenze überschritten und keinen Antrag nach 
Abs. 4 und 5 gestellt hat. Wird kein Antrag auf 
hinausgeschobenes Altersruhegeld gestellt, 
erhält der Teilnehmer diese Versorgungsleis-
tung mit Vollendung des 70. Lebensjahres 
(Altershöchstgrenze). Die Altershöchstgren-
ze erhöht sich für die Jahrgänge

1950   auf   70 Jahre und   2 Monate
1951   auf   70 Jahre und   4 Monate
1952   auf   70 Jahre und   6 Monate
1953   auf   70 Jahre und   8 Monate
1954   auf   70 Jahre und 10 Monate
1955   auf   71 Jahre
1956   auf   71 Jahre und   2 Monate
1957   auf   71 Jahre und   4 Monate
1958   auf   71 Jahre und   6 Monate
1959   auf   71 Jahre und   8 Monate
1960   auf   71 Jahre und 10 Monate

Für alle Jahrgänge 1961 und jünger ist die 
Altershöchstgrenze mit Vollendung des 
72. Lebensjahres erreicht.“

Neue Fassung: (§ 25 Abs. 6)

„(6) Hinausgeschobenes Altersruhegeld er-
hält auf Antrag ein Teilnehmer, der die Alters-
grenze überschritten und keinen Antrag auf 
Vollrente nach Abs. 4 und 5 gestellt hat.“

§ 25 Abs. 6 Versorgungsleistungen (Ruhegeld) – hinausgeschobenes Altersruhegeld

§ 25 Abs. 6 regelt die Möglichkeit des Hin-
ausschiebens des Altersruhegeldes und ist 
letztmalig im Jahr 2017 verändert worden. 
Danach besteht die Möglichkeit, dass Alters-
ruhegeld um bis zu 5 Jahre über die Alters-
grenze hinauszuschieben. 

Aus der Mitte der Vertreterversammlung 
wurde der Wunsch geäußert, die Möglichkeit 
des Hinausschiebens über die bisher in § 25 
Abs. 6 normierte Altershöchstgrenze hinaus 

zu öffnen. Da eine solche Öffnung versiche-
rungsmathematisch neutral gestaltet werden 
kann, sieht § 25 Abs. 6 in der Neufassung 
vor, dass es keine Altershöchstgrenze mehr 
gibt. Dies bedeutet, dass Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer den Bezug des Altersruhegel-
des beliebig lang aufschieben können. 

Die Änderung in Abs. 6 Satz 1 dient der Klar-
stellung bei Teilrentenbezug.
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Bisherige Fassung: (§ 25a Abs. 2)

„(2) Nach Vollendung des 18. Lebensjahres, 
längstens aber bis zur Bezugshöchstgrenze, 
wird Kinderzuschlag für Kinder gewährt, 

a) 	die sich in Schul- oder Berufsausbildung 
befinden, ein freiwilliges soziales Jahr 
oder einen Bundesfreiwilligendienst ab-
leisten; verzögert sich die Schul- oder 
Berufsausbildung durch die Erfüllung der 
gesetzlichen Wehr- oder Zivildienstpflicht, 
so wird der Kinderzuschlag auch für einen 
der Zeit dieses Dienstes entsprechenden 
Zeitraum über die Bezugshöchstgrenze 
hinaus gewährt;

b) 	die infolge körperlicher oder geistiger Ge-
brechen außerstande sind, sich selbst zu un-
terhalten, solange dieser Zustand dauert.

Die Bezugshöchstgrenze ist bei den Geburts-
jahrgängen 1989 und älter mit Vollendung 
des 27. Lebensjahres, beim Geburtsjahrgang 
1990 mit Vollendung des 26. Lebensjahres 
und bei den Geburtsjahrgängen 1991 und 
jünger mit Vollendung des 25. Lebensjahres 
erreicht.“

Neue Fassung: (§ 25a Abs. 2)

„(2) Darüber hinaus wird Kinderzuschlag 
längstens bis zur Vollendung des 25. Le-
bensjahres für Kinder gewährt, die

a) 	außerstande sind, sich selbst zu unter-
halten und sich in Schul- oder Berufsaus-
bildung befinden, ein freiwilliges soziales 
Jahr oder einen Bundesfreiwilligendienst 
ableisten;

b) 	infolge körperlicher oder geistiger Gebre-
chen außerstande sind, sich selbst zu un-
terhalten.“

§ 25a Abs. 2 Versorgungsleistungen (Zusatzleistungen) – Kinderzuschlag

§ 25a regelt die Gewährung von Kinderzu-
schlag und über § 27 Abs. 1c der Satzung die 
Gewährung von Waisenrenten. 

Hinsichtlich der über 18 Jahre alten Kinder, 
die sich in Schul- oder Berufsausbildung be-
finden, hat sich die Verwaltungspraxis in der 
Vergangenheit stets am Kindergeldrecht und 
damit am Unterhaltsrecht orientiert. Denn 
der Kinderzuschlag soll den unterhaltspflich-
tigen Elternteil bei der Gewährung des Kin-

derunterhalts entlasten. Das Bundessozial-
gericht hat nun in einer Entscheidung vom 
07.05.2019 (NZS 2019, 862 = NJW 2020, 
103) zur gesetzlichen Unfallversicherung 
festgestellt, dass in den Regelungen des 
Unfallversicherungsrechts bei der Gewäh-
rung von Waisenrenten von über 18 Jahre 
alten Kindern, die sich in einer Schul- oder 
Berufsausbildung befinden, angesichts des 
Wortlauts keine unterhaltsrechtlichen Er-
wägungen angestellt werden dürfen. Dies 



57

betrifft insbesondere Fälle, in denen das 
Kind bereits einen ersten berufsqualifizieren-
den Abschluss erreicht hat. Angesichts des 
Wortlauts der Bestimmung ist das BSG der 
Meinung, dass aufgrund der kompletten Los-
lösung des unfallversicherungsrechtlichen 
Waisenrentenanspruchs von den zivilrechtli-
chen Unterhaltsregelungen ein Rückgriff auf 
die einschlägigen bürgerlich-rechtlichen Vor-
schriften oder ausbildungsförderungsrecht-
lichen Regelungen weder unmittelbar noch 
mittelbar als ergänzender Orientierungs- 
bzw. Auslegungshilfe bei der Interpretation 
der Rechtsbegriffe „Schul- oder Berufsausbil-
dung“ in Betracht kommen.

Da sich die Versorgungsanstalt in der Vergan-
genheit jedoch stets bei der Administrierung 
von Kinderzuschlag und Waisenrenten am 

Unterhaltsrecht bzw. dem Recht der Ausbil-
dungsförderung orientiert hat, wird vorge-
schlagen, den satzungsgeberischen Willen 
dahingehend zu verdeutlichen, dass das 
Merkmal der Unterhaltsbedürftigkeit nicht 
nur in § 25 Abs. 2b relevant ist, sondern auch 
in Abs. 2a. 

Gleichzeitig kann die Übergangsregelung zur 
Absenkung der Bezugshöchstgrenze vom 27. 
auf das 25. Lebensjahr des Kindes gestrichen 
werden, da sie mittlerweile obsolet gewor-
den ist. Stattdessen findet sich die Höchst-
grenze (Vollendung des 25. Lebensjahres des 
Kindes) nun in Abs. 2 Satz 1. Dies gilt auch für 
den Verzögerungstatbestand der Erfüllung 
der gesetzlichen Wehr- und Zivildienstpflicht, 
die derzeit ausgesetzt ist.
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Bisherige Fassung: (§ 27 Abs. 2 Nr. 1)

„(2) Keinen Anspruch auf Hinterbliebenenver-
sorgung hat der verwitwete Eheteil, wenn

1. die Ehe nicht mindestens ein Jahr gedauert 
hat, es sei denn, dass nach den besonderen 
Umständen des Falles die Annahme nicht 
gerechtfertigt ist, dass es der alleinige oder 
überwiegende Zweck der Heirat war, einen 
Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung zu 
begründen;
2. …“

Neue Fassung: (§ 27 Abs. 2 Nr. 1)

„(2) Keinen Anspruch auf Hinterbliebenenver-
sorgung hat der verwitwete Eheteil, wenn

1. die Ehe nicht mindestens sechs Monate 
gedauert hat, es sei denn, der Tod ist durch 
einen Unfall oder eine Straftat herbeige-
führt worden;

2. …“

§ 27 Abs. 2 Nr. 1 Versorgungsleistungen (Hinterbliebenenversorgung) – Versorgungsehe

§ 27 Abs. 2 Nr. 1 in der jetzigen Fassung ist 
zum 01.01.2005 in die Satzung aufgenommen 
worden. Die Regelung bezweckt den Aus-
schluss der Hinterbliebenenversorgung bei 
sogenannten Versorgungsehen. Sie ist der 
Regelung des § 46 Abs. 2 a) SGB VI in der 
Deutschen Rentenversicherung (dort einge-
führt zum 01.01.1992) und § 19 Beamtenver-
sorgungsgesetz für die Beamtenversorgung 
nachgebildet. 

Der Ausschluss der Hinterbliebenenversor-
gung knüpft an eine Ehedauer von weniger 
als einem Jahr an und enthält die gesetzliche 
Vermutung mit der unterstellt wird, dass bei 
Tod des Teilnehmers innerhalb eines Jahres 
nach der Eheschließung die Erlangung einer 
Versorgung Ziel der Eheschließung war. Die 
satzungsmäßige Vermutung einer Versor-
gungsehe bei einer geringeren Zeitdauer 
ist allerdings widerlegbar. Sie ist widerlegt, 
wenn Umstände vorliegen, die trotz kurzer 
Ehedauer nicht auf eine Versorgungsehe 
schließen lassen. Dies erfordert jedoch den 
vollen Beweis des Gegenteils. Dabei sind die 
vom hinterbliebenen Ehegatten behaupteten 
inneren Umstände für die Heirat nicht nur für

 sich isoliert zu betrachten, sondern vor dem 
Hintergrund der im Zeitpunkt der jeweiligen 
Eheschließung bestehenden äußeren Um-
stände in eine Gesamtwürdigung einzustel-
len und unter Berücksichtigung aller sonsti-
gen Umstände des Falles zu bewerten. Auch 
wenn die materielle Beweislast danach beim 
Hinterbliebenen liegt, so besteht dennoch 
für die Versorgungsanstalt unverändert der 
Amtsermittlungsgrundsatz.

Die auch in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung normierte Vermutung der Versor-
gungsehe folgt einer Typisierung und verfolgt 
den Zweck, den Leistungsträger der Ausfor-
schung im Bereich der Intimsphäre zu enthe-
ben. Allerdings ist die Regelung so normiert, 
dass dieser Zweck kaum erreicht werden 
kann. Denn im Rahmen der Amtsermittlung 
des maßgeblichen Sachverhaltes kommt es 
auf die Motive beider Ehegatten an. Zwar ist 
die Anzahl der einschlägigen Fälle gering, sie 
sind aber besonders verwaltungsaufwendig. 
Darüber hinaus ist die Entscheidung der Ver-
sorgungsanstalt für den hinterbliebenen Ehe-
gatten schwer kalkulierbar und dringt tief in 
seine Privatsphäre ein. 
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Um sowohl den Versorgungsträger als auch 
den Hinterbliebenen von diesen Problemen 
zu entlasten, sieht die Neuregelung vor, dass 
einerseits die erforderliche Ehedauer halbiert 
wird, der Gegenbeweis, dass es sich nicht 
um eine Versorgungsehe handelt, jedoch 
ausgeschlossen wird. Stattdessen ist vorge-
sehen, dass bei Unfällen und Straftaten, bei 
denen der Tod plötzlich und unvermutet ein-
tritt, ein Ausschluss der Hinterbliebenenver-
sorgung nicht stattfindet. 

Da erfahrungsgemäß der Schutz der Teilneh-
mergemeinschaft vor Versorgungsehen auch 
durch eine sechsmonatige Wartezeit erreicht 
wird, ist die neue Regelung wirksamer, hand-
habbarer und für die Hinterbliebenen in aller 
Regel entlastender.
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Bisherige Fassung: (§ 29 Abs. 6) 

„(6) Tritt ein weiterer Versorgungsfall ein, 
werden bei der Berechnung der Summe 
(§ 28 Abs. 1) Jahresleistungszahlen insoweit 
hinzugerechnet, als für den Zeitraum des 
früheren Ruhegeldbezugs Jahresleistungs-
zahlen nach Abs. 1 zugerechnet worden sind. 
Tritt der weitere Versorgungsfall nach Errei-
chen der vorgezogenen Altersgrenze ein, 
kürzt sich die Summe der Jahresleistungs-
zahlen, soweit sie bereits dem vorangegan-
genen Versorgungsfall zugrunde lag, in dem 
Umfang, in dem die Summe der Jahresleis-
tungszahlen beim vorangegangenen Versor-
gungsfall nach Abs. 4 und 5 gekürzt worden 
ist.“

Neue Fassung: (§ 29 Abs. 6)

„(6) Tritt ein weiterer Versorgungsfall ein, 
werden bei der Berechnung der Summe 
(§ 28 Abs. 1) Jahresleistungszahlen insoweit 
hinzugerechnet, als für den Zeitraum des 
früheren Ruhegeldbezugs Jahresleistungs-
zahlen nach Abs. 1 zugerechnet worden sind; 
sind Beiträge für diesen Zeitraum von 
dritter Seite geleistet worden, berechnen 
sich die Jahresleistungszahlen nach den 
geleisteten Beiträgen, wenn dies für den 
Teilnehmer günstiger ist. Tritt der weitere 
Versorgungsfall nach Erreichen der vorgezo-
genen Altersgrenze ein, kürzt sich die Sum-
me der Jahresleistungszahlen, soweit sie 
bereits dem vorangegangenen Versorgungs-
fall zugrunde lag, in dem Umfang, in dem die 
Summe der Jahresleistungszahlen beim vo-
rangegangenen Versorgungsfall nach Abs. 4 
und 5 gekürzt worden ist.“

§ 29 Abs. 6 Berechnung der Versorgungsleistungen (Zurechnung – Abschläge – Zuschläge)

§ 29 Abs. 6 regelt Fälle, in denen bei einer 
Teilnehmerin oder Teilnehmer ein zweiter 
Leistungsfall eingetreten ist. 

In der Regel handelt es sich bei dem ersten 
Leistungsfall um die Gewährung eines Ruhe-
geldes bei Berufsunfähigkeit. Tritt ein solcher 
Versorgungsfall – wie in den allermeisten 
Fällen – vor Vollendung der vorgezogenen Al-
tersgrenze ein, findet eine Zurechnung nach 
§ 29 Abs. 1 statt. Endet nun der Ruhegeld-
bezug und tritt wieder die aktive abgabe-
pflichtige Teilnahme ein, würde ein neuer 
Versorgungsfall (z. B. eine weitere Berufsun-
fähigkeit) dazu führen, dass die beim ersten 
Versorgungsfall zugerechneten Jahresleis-
tungszahlen nur noch mit null Jahresleis-
tungszahlen angerechnet werden und somit 
die Anwartschaft absinkt. Dies verhindert 

§ 29 Abs. 6, der die Teilnehmerin oder Teil-
nehmer beim zweiten Versorgungsfall als 
Solidarleistung so stellt, als hätte er wäh-
rend der Zurechnungszeiten des ersten Ver-
sorgungsfalls tatsächlich Abgaben in dieser 
Höhe geleistet (Hinzurechnungszeiten). 

Allerdings sind Fälle möglich, in denen einer 
Teilnehmerin oder einem Teilnehmer wäh-
rend einer Berufsunfähigkeit Beiträge von 
dritter Seite gewährt werden. Dies betrifft 
z. B. eine Beitragszahlung durch eine Kran-
kenkasse (§ 47 a SGB V) oder aufgrund einer 
Pflegetätigkeit. In solchen Fällen sieht die 
Neuregelung vor, dass die von dritter Seite 
geleisteten Beiträge bei der Berechnung des 
zweiten Versorgungsfalls berücksichtigt wer-
den, wenn dies für die Teilnehmerin oder den 
Teilnehmer günstiger ist.
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Bisherige Fassung: 
„§ 34 Mitwirkungspflichten

(1) Pflichtteilnehmer haben sich bei der Ver-
sorgungsanstalt schriftlich anzumelden.

(2) Teilnehmer und Berechtigte haben der 
Versorgungsanstalt jederzeit die zur Erfüllung 
des Anstaltszwecks notwendigen Angaben, 
insbesondere über ihre Berufseinkünfte, zu 
machen. Die Versorgungsanstalt ist berech-
tigt und verpflichtet, die Angaben zu prüfen 
und die Vorlage geeigneter Nachweise zu 
verlangen.

(3) Die Versorgungsanstalt kann verlangen, 
dass sich derjenige, der Ruhegeld bei Berufs-
unfähigkeit beantragt hat oder erhält, medi-
zinisch untersuchen lässt sowie sich einer 
Heilbehandlung, Weiterbildung oder ande-
ren qualifizierenden Maßnahme unterzieht, 
wenn zu erwarten ist, dass diese Maßnah-
me die Berufsunfähigkeit beseitigt oder eine 
drohende Berufsunfähigkeit verhindert und 
für den Teilnehmer zumutbar ist.

(4) Kommt der Teilnehmer oder ein Berechtig-
ter seiner Verpflichtung gemäß

a)	 Abs. 1 und 2 oder § 24 Abs. 5 Satz 2 nicht 
nach, kann die Versorgungsanstalt ihre 
Rechte mit den Zwangsmitteln des Lan-
desverwaltungsvollstreckungsgesetzes 
durchsetzen und Versorgungsleistungen 
ganz oder teilweise zurückbehalten, ver-
sagen oder entziehen;

b)	 Abs. 3 nicht nach, so kann die Versorgungs-
anstalt das Ruhegeld ganz oder teilweise 
versagen oder entziehen, wenn sie zuvor 
auf die Folgen schriftlich hingewiesen 
und eine angemessene Frist gesetzt hat.“

Neue Fassung:  
„§ 34 Mitwirkungspflichten und 
Erhebungsbefugnis

(1) Pflichtteilnehmer haben sich bei der Ver-
sorgungsanstalt schriftlich anzumelden.

(2) Teilnehmer und Berechtigte haben der 
Versorgungsanstalt jederzeit die zur Erfüllung 
des Anstaltszwecks notwendigen Angaben, 
insbesondere über ihre Berufseinkünfte, zu 
machen. Die Versorgungsanstalt ist berech-
tigt und verpflichtet, die Angaben zu prüfen 
und die Vorlage geeigneter Nachweise zu 
verlangen.

(3) Die Versorgungsanstalt kann verlangen, 
dass sich derjenige, der Ruhegeld bei Berufs-
unfähigkeit beantragt hat oder erhält, medi-
zinisch untersuchen lässt sowie sich einer 
Heilbehandlung, Weiterbildung oder ande-
ren qualifizierenden Maßnahme unterzieht, 
wenn zu erwarten ist, dass diese Maßnah-
me die Berufsunfähigkeit beseitigt oder eine 
drohende Berufsunfähigkeit verhindert und 
für den Teilnehmer zumutbar ist.

(4) Kommt der Teilnehmer oder ein Berechtig-
ter seiner Verpflichtung gemäß

a)	 Abs. 1 und 2 oder § 24 Abs. 5 Satz 2 nicht 
nach, kann die Versorgungsanstalt ihre 
Rechte mit den Zwangsmitteln des Lan-
desverwaltungsvollstreckungsgesetzes 
durchsetzen und Versorgungsleistungen 
ganz oder teilweise zurückbehalten, ver-
sagen oder entziehen;

b)	 Abs. 3 nicht nach, so kann die Versorgungs-
anstalt das Ruhegeld ganz oder teilweise 
versagen oder entziehen, wenn sie zuvor 
auf die Folgen schriftlich hingewiesen 
und eine angemessene Frist gesetzt hat.“

§ 34 Mitwirkungspflichten – Erhebungsbefugnis
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Der bisherige § 34 regelt die Mitwirkungs-
pflichten der Teilnehmer und der Versor-
gungsausgleichsberechtigten. Diese Bestim-
mung soll um eine neue Erhebungsbefugnis 
erweitert werden.

Die Notwendigkeit zur Aufnahme einer Erhe-
bungsbefugnis ergibt sich aus der 7. Ände-
rung des Vierten Sozialgesetzbuchs und an-
derer Gesetze, insbesondere § 101a SGB X
(BGBl I Nr. 28 vom 23. Juni 2020, 1248). 
Nach Abs. 1 dieser Bestimmung übermittelt 
die Datenstelle der Rentenversicherung die 
Mitteilung aller Sterbefälle und Anschrifte-
nänderungen unverzüglich an die Deutsche 
Post AG. Diese Mitteilungen dürfen von der 
Deutschen Post AG aufgrund der gesetzli-
chen Neuregelung auch an berufsständische 
Versorgungseinrichtungen übermittelt wer-
den, soweit diese nach Landesrecht oder 
Satzungsrecht zur Erhebung dieser Daten 
befugt sind. Nach Abs. 3 der Bestimmung 
erfolgt die Verwendung und Ermittlung im 
Rahmen eines öffentlichrechtlichen oder pri-
vatrechtlichen Vertrages der Deutschen Post 
AG mit den berufsständischen Versorgungs-
einrichtungen. 

Berufsständische Versorgungswerke haben 
sich schon seit vielen Jahren darum bemüht, 
Mitteilungen über Sterbefälle und Anschrifte-

nänderungen im Rahmen des § 101a SGB X 
von der Deutschen Post AG zu erhalten. Der 
Bundesgesetzgeber hat hier in der Vergan-
genheit Bedenken erhoben und das Anliegen 
der Arbeitsgemeinschaft berufsständischer 
Versorgungswerke (ABV) dilatorisch behan-
delt. Nunmehr ist der Bundesgesetzgeber 
dem Petitum der ABV gefolgt und hat § 101a 
SGB X entsprechend geändert. Dies ver-
setzt die berufsständische Versorgung in die 
Lage, von dem aufwendigen Verfahren der 
Einholung von Lebensbescheinigungen, das 
auch bei den Betroffenen vielfach für Unmut 
gesorgt hat, abzusehen. Zudem ist gewähr-
leistet, dass zumindest alle im Inland auftre-
tenden Sterbefälle der Versorgungsanstalt 
unverzüglich übermittelt werden. Soweit sich 
Versorgungsberechtigte im Ausland aufhal-
ten, wird man an der Einholung von Lebens-
bescheinigungen festhalten müssen. 

Um die rechtliche Grundlage für die Erhe-
bung von Daten von der Deutschen Post AG 
und den Abschluss eines privatrechtlichen 
Vertrages zu ermöglichen, soll § 34 um einen 
neuen Absatz 5 erweitert werden. Der Wort-
laut hält sich eng an der Regelung des § 101a 
SGB X, wie er durch das Siebte SGB IV Ände-
rungsgesetz erweitert worden ist. 

(5) Die Versorgungsanstalt ist befugt, die 
von der Deutschen Post AG nach § 101a 
SGB X übermittelten personen-bezo-
genen Daten zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben gem. § 2 des Gesetzes über die 
Versorgungsanstalt zu erheben und 
hierzu privatrechtliche Verträge mit 
der Deutschen Post AG zu schließen.“
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Bisherige Fassung: (§ 40 Abs. 1)

„§ 40 Übergangsbestimmung zu §§ 25 Abs. 
4, 25a Abs. 2 b) und 29 Abs. 5

(1) § 25 Abs. 4 in der vom 1. Januar 1992 bis 
31. Dezember 1996 geltenden Fassung gilt 
nur für einen Anspruch, der erstmals in die-
sem Zeitraum entstanden ist. §§ 25 Abs. 4 
und 29 Abs. 5 in der vom 1. Januar 1997 bis 
31. Dezember 2001 geltenden Fassung gel-
ten nur für einen Anspruch, der erstmals in 
diesem Zeitraum entstanden ist. § 29 Abs. 5 
in der ab 1. Januar 2002 geltenden Fassung 
gilt nur für einen Anspruch, der erstmals nach 
dem 31. Dezember 2001 entstanden ist. § 29 
Abs. 5 in der ab 1. Juli 2017 geltenden Fas-
sung gilt für einen Anspruch, der erstmals 
nach dem 30. Juni 2017 entstanden ist; hat 
ein Teilnehmer ein vorgezogenes Altersruhe-
geld als Teilrente mit einem Abschlag von 0,5 
v. H. je Monat bezogen, gilt im Falle des Be-
zugs eines hinausgeschobenen Ruhegeldes 
als weitere Teilrente § 29 Abs. 5 in der bis 
zum 30. Juni 2017 geltenden Fassung. Die 
vorgezogene Altersgrenze ist für Teilnehmer, 
deren Teilnahme nach dem 31. Dezember 
2011 eintritt, frühestens mit Vollendung des 
62. Lebensjahres erreicht.“

Neue Fassung: (§ 40 Abs. 1)

„§ 40 Übergangsbestimmung zu §§ 25 Abs. 
4, 25a Abs. 2 b) und 29 Abs. 5 und 7

(1) § 25 Abs. 4 in der vom 1. Januar 1992 bis 
31. Dezember 1996 geltenden Fassung gilt 
nur für einen Anspruch, der erstmals in die-
sem Zeitraum entstanden ist. §§ 25 Abs. 4 
und 29 Abs. 5 in der vom 1. Januar 1997 bis 
31. Dezember 2001 geltenden Fassung gel-
ten nur für einen Anspruch, der erstmals in 
diesem Zeitraum entstanden ist. § 29 Abs. 5 
in der ab 1. Januar 2002 geltenden Fassung 
gilt nur für einen Anspruch, der erstmals nach 
dem 31. Dezember 2001 entstanden ist. § 29 
Abs. 5 in der ab 1. Juli 2017 geltenden Fas-
sung gilt für einen Anspruch, der erstmals 
nach dem 30. Juni 2017 entstanden ist; hat 
ein Teilnehmer ein vorgezogenes Altersruhe-
geld als Teilrente mit einem Abschlag von 0,5 
v. H. je Monat bezogen, gilt im Falle des Be-
zugs eines hinausgeschobenen Ruhegeldes 
als weitere Teilrente § 29 Abs. 7 in der bis 
zum 30. Juni 2017 geltenden Fassung. Die 
vorgezogene Altersgrenze ist für Teilnehmer, 
deren Teilnahme nach dem 31. Dezember 
2011 eintritt, frühestens mit Vollendung des 
62. Lebensjahres erreicht.“ 

§ 40 Übergangsbestimmung zu §§ 25 Abs. 4, 25a Abs. 2 b) und 29 Abs. 5 und 7

§ 40 Abs. 1 enthält Übergangsbestimmun-
gen zu Satzungsänderungen und verfolgt den 
Zweck, dem verfassungsmäßig zu gewäh-
renden Vertrauensschutz zu entsprechen.

In der Überschrift sowie in Abs. 1, Satz 4, 2. 
Halbsatz wird durch die Änderung die korrek-
te Bezugnahme hergestellt.

In § 40 Abs. 1 letzter Satz wird bezüglich des 
hinausgeschobenen Altersruhegeldes auf 
§ 29 Abs. 5 verwiesen. Dies ist ein redakti-
onelles Versehen der letzten Satzungsände-
rung, das nun durch die korrekte Verweisung 
auf § 29 Abs. 7 korrigiert werden soll. 
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Bisherige Fassung: (§ 46 Abs. 2) 

„(2) Hat das Familiengericht die Ruhegeldan-
wartschaft oder den Ruhegeldanspruch 
rechtskräftig begründet, werden von der 
Versorgungsanstalt die zugrunde liegenden 
Leistungszahlen und Versorgungsabgaben 
ermittelt, dem verpflichteten Eheteil (Teilneh-
mer) gekürzt und dem berechtigten Eheteil 
zugeteilt. Die Kürzung kann ganz oder teil-
weise durch Zahlung eines Kapitalbetrages 
abgewendet werden, der sich aktuell aus 
den dem ausgleichsberechtigten Eheteil 
übertragenen Leistungszahlen berechnet. 
Sind beide Ehegatten Teilnehmer der Versor-
gungsanstalt und sind derer beider Anrechte 
intern geteilt, findet eine Verrechnung statt. 
Ist nur ein Ehegatte Teilnehmer, wird der an-
dere Ehegatte allein durch die interne Teilung 
nicht Teilnehmer.“

Neue Fassung: (§ 46 Abs. 2)

„(2) Hat das Familiengericht die Ruhegeldan-
wartschaft oder den Ruhegeldanspruch 
rechtskräftig begründet, werden von der 
Versorgungsanstalt die zugrunde liegenden 
Leistungszahlen und Versorgungsabgaben 
ermittelt, dem verpflichteten Eheteil (Teilneh-
mer) gekürzt und dem berechtigten Eheteil 
zugeteilt. Die Kürzung kann bis zum Bezug 
einer Vollrente ganz oder teilweise durch 
Zahlung eines Kapitalbetrages abgewendet 
werden, der sich aktuell aus den dem aus-
gleichsberechtigten Eheteil übertragenen 
Leistungszahlen berechnet. Sind beide Ehe-
gatten Teilnehmer der Versorgungsanstalt 
und sind derer beider Anrechte intern geteilt, 
findet eine Verrechnung statt. Ist nur ein Ehe-
gatte Teilnehmer, wird der andere Ehegatte 
allein durch die interne Teilung nicht Teilneh-
mer.“

§ 46 Abs. 2 Sonderbestimmung zum Versorgungsausgleich – Wiederauffüllung 

§ 46 Abs. 2 regelt in Satz 2 die Möglichkeit, 
die Kürzung einer Anwartschaft oder Leis-
tung aufgrund familiengerichtlichen Versor-
gungsausgleichs durch Zahlung eines Kapi-
talbetrages abzuwenden. 

Allerdings enthält die Regelung keine Frist, 
bis zu der die Zahlung eines solchen Kapital-
betrages möglich ist. Nach Eintritt eines Ver-

sorgungsfalls kann jedoch eine Aufstockung 
der Anwartschaft systematisch nicht mehr 
ermöglicht werden. Somit sieht die Neurege-
lung vor, dass die Abwendung der Kürzung 
spätestens mit dem Bezug einer Vollrente 
durch die Versorgungsanstalt ausgeschlos-
sen ist. 
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Aufgrund von § 11 des Gesetzes über die Ver-
sorgungsanstalt für Ärzte, Zahnärzte und Tier-
ärzte in der Fassung vom 28. Juli 1961 (GBl. 
S. 299), zuletzt geändert durch Art. 49 der 
9. Anpassungsverordnung vom 23. Februar 
2017 (GBl. S. 99), hat die Vertreterversamm-
lung der Versorgungsanstalt am 21. Oktober 
2020 folgende Satzung beschlossen:

	 I.	 Die Satzung der Versorgungsanstalt für 
Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte, beschlos-
sen von der Vertreterversammlung der 
Versorgungsanstalt am 20. Oktober 2004 
(Staatsanzeiger für Baden-Württemberg 
Nr. 49 vom 6. Dezember 2004, Zentralb-
latt), geändert durch Beschluss der Ver-
treterversammlung vom 28. Mai 2008 
(Staatsanzeiger für Baden-Württemberg 
Nr. 39 vom 2. Oktober 2008, Zentralb-
latt), durch Beschluss der Vertreterver-
sammlung vom 13. Mai 2009 (Staats-
anzeiger für Baden-Württemberg Nr. 48 
vom 11. Dezember 2009, Zentralblatt), 
durch Beschluss der Vertreterversamm-
lung vom 26. Oktober 2011 (Staatsan-
zeiger für Baden-Württemberg Nr. 48 
vom 9. Dezember 2011, Zentralblatt), 
durch Beschluss der Vertreterversamm-
lung vom 23. Oktober 2013 (Staatsan-
zeiger für Baden-Württemberg Nr. 48 
vom 6. Dezember 2013, Zentralblatt) und 
durch Beschluss der Vertreterversamm-
lung vom 19. Oktober 2016 (Staatsan-
zeiger für Baden-Württemberg Nr. 49, 
Zentralblatt), wird wie folgt geändert:

	 1.	 § 13 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 
		  In Abs. 4 Satz 2 wird die Zahl 7 durch die 

Zahl 8 und die Zahl 11 durch die Zahl 12 
ersetzt.

2. 	 § 20 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
		  „(2) Die Erklärung der freiwilligen Fortset-

zung der Teilnahme muss innerhalb von 
drei Monaten bei der Versorgungsanstalt 
eingehen, nachdem diese dem Antrag-
steller mitgeteilt hat, dass seine Pflicht-
teilnahme erloschen ist, spätestens je-
doch innerhalb eines Jahres nach dem 
Erlöschen.“

3. 	 § 21 Nr. 4 erhält folgende Fassung:
		  „4. wenn der Teilnehmer seine Abga-

beschuld innerhalb eines Monats nach 
schriftlicher Mahnung nicht begleicht, 
mit dem Ende des Monats, der auf den 
Zugang der Mahnung folgt; die Mahnung 
muss auf die Rechtsfolge hinweisen,“

4. 	 § 25 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
		  Nach den Worten „Ruhegeld bei Berufs-

unfähigkeit erhält auf Antrag ein Teilneh-
mer, der“ wird eingefügt „die Altersgren-
ze noch nicht erreicht hat und“

		  Abs. 6 erhält folgende Fassung:
		  „(6) Hinausgeschobenes Altersruhegeld 

erhält auf Antrag ein Teilnehmer, der die 
Altersgrenze überschritten und keinen 
Antrag auf Vollrente nach Abs. 4 und 5 
gestellt hat.“

  II. Der Änderungstext

Satzung zur Änderung der Satzung der Versorgungsanstalt
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5. 	 § 25a Abs. 2 wird wie folgt geändert:
		  Abs. 2 erhält folgende Fassung:
		  „(2) Darüber hinaus wird Kinderzuschlag 

längstens bis zur Vollendung des 25. Le-
bensjahres für Kinder gewährt, die

		
		  a) außerstande sind, sich selbst zu unter-

halten und sich in Schul- oder Berufsaus-
bildung befinden, ein freiwilliges soziales 
Jahr oder einen Bundesfreiwilligendienst 
ableisten;

		  b) infolge körperlicher oder geistiger Ge-
brechen außerstande sind, sich selbst zu 
unterhalten.“

6. 	 § 27 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
		  Die Nr. 1 erhält folgende Fassung:
		  „1. die Ehe nicht mindestens sechs Mo-

nate gedauert hat, es sei denn, der Tod 
ist durch einen Unfall oder eine Straftat 
herbeigeführt worden;“

7. 	 § 29 Abs. 6 wird wie folgt geändert:
		  In Abs. 6 Satz 1 wird nach dem Wort 

„sind“ der Punkt durch ein Semikolon er-
setzt und folgender Text eingefügt:

		  „sind Beiträge für diesen Zeitraum von 
dritter Seite geleistet worden, berechnen 
sich die Jahresleistungszahlen nach den 
geleisteten Beiträgen, wenn dies für den 
Teilnehmer günstiger ist.“

8. 	 § 34 wird wie folgt geändert:
		  Die Überschrift lautet neu: 
		  „§ 34 Mitwirkungspflichten und Erhe-

bungsbefugnis“

		  Nach dem Abs. 4 wird einer neuer Absatz 
5 eingefügt, der wie folgt lautet:

		  „Die Versorgungsanstalt ist befugt, die 
von der Deutschen Post AG nach § 101a 
SGB X übermittelten personenbezoge-
nen Daten zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
gem. § 2 des Gesetzes über die Versor-
gungsanstalt zu erheben und hierzu pri-
vatrechtliche Verträge mit der Deutschen 
Post AG zu schließen.“

9. 	 § 40 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
		  Die Überschrift erhält folgende Fassung:
		  „§ 40 Übergangsbestimmung zu §§ 25 

Abs. 4, 25a Abs. 2 b) und 29 Abs. 5 und 7“

		  In Abs. 1 Satz 4 zweiter Halbsatz wird 
		  „§ 29 Abs. 5“ in „§ 29 Abs. 7“ geändert.

10. 	§ 46 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
		  In Satz 2 wird nach dem Wort „kann“ ein-

gefügt:
		  „bis zum Bezug einer Vollrente“

II.
		  Die vorstehenden Satzungsänderungen 

treten zum 1. Januar 2021 in Kraft.
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Verbund AG:
•	 Größter Erzeuger von 
		  Wasserkraft in Europa
•	 Geringste Kosten 
		  pro MWh Strom

Holmen AB:
•	 Einer der größten Waldbesit-

zer Schwedens (ca. 1 Million 
Hektar)

•	 Deckt die komplette Wert-
schöpfungskette sowohl ver-
tikal als auch horizontal ab.

AlnaturA, Bio-Lebensmittelfilialist:
• 	 weltweit größtes Holzhochregallager
• 	 nachhaltig durch Baukonstruktion
siehe: www.youtube.com
(Stichwort: „Sendung mit der Maus, Hochregallager“)

 Varsvik windfarm outside Hallstavik. Fotograf: Jan Jansson, Teknomedia

Stausee Mooserboden und Moosersperre Panorama. © VERBUND

Fotos Gebäude: Alexander Heimann, Foto im Bau: Dennis Edler, Alnatura

 Nachhaltige Investitionen aus dem Portfolio der BWVA
   (3 Beispiele)
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  VA-Seminare – effektiv und informativ

Was bedeutet berufsständische Versorgung und 
was bringt Ihnen die Versorgungsanstalt?

	 •	 Wesen und Wert der berufsständischen Versorgung

	 •	 Die verschiedenen Finanzierungsverfahren

	 •	 Das Finanzierungsverfahren der Versorgungsanstalt 

	 •	 Funktion des Deckungsstocks

	 •	 Versorgungsabgaben (Pflicht und Gestaltungsmöglichkeit)

	 •	 Versorgungsleistungen (Anspruch, Berechnung und Höhe)

	 •	 Abgrenzung gegenüber anderen Vorsorgeformen

	 •	 Steuerliche Behandlung von Abgaben und Versorgungsleistungen 
		  nach dem Alterseinkünftegesetz 

	 •	 Vermögensanlage der Versorgungsanstalt

Termine

		  Samstag, 23. Oktober 2021 in Mannheim

		  Samstag, 26. März 2022 in Stuttgart

		  Samstag, 22. Oktober 2022 in Weingarten 

		  jeweils von 9:30 Uhr bis 13:00 Uhr

Ihre Anmeldung erbitten wir formlos schriftlich (mit Angabe der Verwaltungs-
nummer), E-Mail: info@bwva.de oder Telefax: 0 70 71 / 2 69 34 an die Versor-
gungsanstalt. Die Anmeldungen werden in der Reihenfolge ihres Eingangs be-
rücksichtigt. Die Mindestteilnehmerzahl liegt bei 20, die Höchstteilnehmerzahl 
bei 60 Personen.

Die Teilnahmegebühr von 30 EUR deckt die Tagungskosten und die Kosten des 
sich anschließenden gemeinsamen Mittagessens ab.



Dr. med. dent. Norbert Engel

geb. 16.06.1954	 gest. 29.08.2020

Mitglied der Vertreterversammlung 2010 bis 2020

Dr. med. dent. Fritz Helmut Raff

geb. 15.10.1933	 gest. 25.09.2020

Mitglied der Vertreterversammlung 1998 bis 2002

Die Baden-Württembergische Versorgungsanstalt 
für Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte 

gedenkt in Trauer ihrer verstorbenen Amtsträger
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Baden-Württembergische Versorgungsanstalt 
für Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte

Postfach 26 49
72016 Tübingen

Gartenstraße 63
72074 Tübingen

Tel. 		  0 70 71 / 201 - 0
Fax		  0 70 71 / 2 69 34
E-Mail		  info@bwva.de
		  www.bwva.de

  VA-Seminare – effektiv und informativ

Was bedeutet berufsständische Versorgung und 
was bringt Ihnen die Versorgungsanstalt?

Termine

		  Samstag, 23. Oktober 2021 in Mannheim

		  Samstag, 26. März 2022 in Stuttgart

		  Samstag, 22. Oktober 2022 in Weingarten 

		  jeweils von 9:30 Uhr bis 13:00 Uhr

Weitere Informationen zu den VA-Seminaren finden Sie auf Seite 69.

Neu in Planung: 
Neuapprobierten-Information in Kooperation mit den Landeskammern.
Weitere Informationen dazu finden Sie demnächst auf unserer 
Internetseite.


